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Zehn Jahre Wiederaufbau Berlins. 


Don Dr. Nmüller⸗ Wieland, Gbermagiſtratsrat. 


Wie in allen deutſchen Städten hat auch in der Reihs- 


hauptſtadt der Weltkrieg hemmend und zerſtörend gewirkt. Das 


zeigt ſich ſchon äußerlich in den Einwohnerziffern. Der Weltkrieg 
hat, ähnlich wie der Dreißigjährige Krieg und der Siebenjährige 
Krieg, die Einwohnerzahl Berlins und ſeiner Vororte um 200 000 
zurückgeworfen. Das Groß-Berlin am Ende des Jahres 1918 bot 
kommunal ein trau⸗ 
riges Bild. Seine 
kommunale Verwal- 
tung war, obwohl 
Berlin und ſeine 
Vororte geſellſchaft⸗ 
lich, wirtſchaftlich 
und verkehrlich eine 
tatſächliche Einheit 
bildeten, in faſt 100 
ſelbſtändige neben⸗ 
einanderſtehende Ge⸗ 
meindeverwaltungen 
zerſplittert. Manche 
Groß-Berliner Ge- 
meinde war über⸗ 
ſchuldet. Viele Ge⸗ 
meindebetriebe ſtan⸗ 
den vor dem Zuſam⸗ 
; menbruch. Die fom- 
munalen Einrichtungen Groß-Berlins waren weder einheitlich 
ausgenutzt noch einheitlich ausgeſtaltet. 

Eine derart zerſplitterte Organifation konnte den ungeheuren 
Aufgaben nicht gewachſen ſein, die nach dem gewaltigſten aller 
Kriege und nach einer ſchweren Niederlage allgemein von den deut⸗ 
ſchen Gemeinden und beſonders von Berlin als Deutſchlands 
politiſchem, wirtſchaftlichem und ſozialem Mittelpunkt zu leiſten 
waren. Die erſte Tat im Dienſte des Wiederaufbaues der Reihs- 
hauptjtadt mußte fein, die kommunale Organiſation Groß-Berlins 
von Grund auf neu zu formen. Das 
preußiſche Geſetz vom 27. April 1920 über 
die Bildung einer neuen Stadtgemeinde 
Berlin faßte 8 Stadtgemeinden, 59 Land⸗ 
gemeinden und 27 Gutsbezirke, insgeſamt 
94 Groß-Berliner Einzelgemeinden, zu 
einer Einheitsſtadt zuſammen. Dieſer Ju- 
ſammenſchluß Groß⸗Berlins war eine kom⸗ 
munale Großtat, die man ſchon von dem 
alten Preußen gefordert hatte, die aber erſt 
von dem neuen Preußen vollbracht worden iſt. 
Die dringend notwendige, ſozialer Gerechtig⸗ 
keit entſprechende Gleichmäßigkeit in der Der- 
ſorgung und Belaſtung aller Einwohner 
Groß-Berlins, die Rationalifierung des auf- 
geblähten Groß⸗Berliner Verwaltungsappa⸗ 
rates, die ein Gebot wirtſchaftlicher Vernunft 
und in einer Zeit der Finanznot eine Selbſt⸗ 
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worden. Der Wiederaufbau der Keichshauptſtadt, der Berliner 
Wirtſchaft und — man kann mit Recht fagen — auch der Wirt- 
ſchaft des geſamten Deutſchlands ift durch die kommunale Neu- 
organiſation Groß-Berlins weſentlich gefördert worden. Die 
großen Erfolge der neuberliner Politik wie: die Juſammenfaſſung 
der Stadtverkehrsmittel, die Einrichtung des größten Flughafens 
der Welt, der Bau des größten Binnenhafens Mittel- und Oft- 
deutſchlands, der Neuaufbau der Werke, die moderne Ausgeſtaltung 
der Entwäſſerung, die Einrichtung des FFleiſchgroßmarktes, die 
Förderung der Landwirtſchaft und des Gartenbaues, die neue Bau- 
ordnung, die Mefje- und Ausſtellungseinrichtungen wären in einem 
in faſt 100 Einzelgemeinden zerriſſenen Groß-Berlin gar nicht 
oder nur unvollkommen möglich geweſen. 

Das Geſetz über die Bildung der neuen Stadtgemeinde Berlin 
ſtellte die ſtädtiſchen Körperſchaften vor Organiſations⸗ und Der- 
waltungsaufgaben, wie ſie in der Kommunalgeſchichte ohne Bei⸗ 
ſpiel ſind. In einer Zeit ſchwerſter Not des deutſchen Dater- 
landes, in ſtändigem Ringen mit den Nachwirkungen des Krieges 
und mit den Begleiterſcheinungen der Inflation, mit Unruhen, 
Finanznot und nicht zuletzt mit Widerſtänden, die fih aus dem 
Suſammenſchluß ſelbſt ergaben, mußten 94 Gemeinden auf eine 
einheitliche Verwaltungsgrundlage gebracht werden. Auch die 
Gegner der kommunalen Neuorganiſation Groß-Berlins erkennen 
an, daß dieſe gewaltige Aufgabe verhältnismäßig glatt und ſchnell 
durchgeführt worden iſt. ; 

Die Bevölkerungszahl Berlins ift feit Kriegsende wieder in 
ſtändigem Steigen begriffen. Die Reichshauptſtadt hat fih von 
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verſtändlichkeit war, iſt erſt durch das Geſetz Berlin ermöglicht 


Verkehr 


1920—1928 um 458 000 Menſchen vermehrt, im Durchſchnitt der 
letzten Jahre um jährlich 20 000 bis 80 000. Berlin muß aljo 
innerhalb ſeines Weichbildes alljährlich eine Großſtadt von 70 000 
bis 80 000 Einwohnern erbauen. Die Stadtverwaltung iſt ſich 
bewußt, daß die Förderung der Bautätigkeit eine ihrer wichtigſten 
Aufgaben ſein muß. 

In keiner anderen Weltſtadt ift der Anteil an der Geſamt⸗ 
bevölkerung, den die Arbeiter, Angeſtellten und Beamten haben, 
ſo groß wie in Berlin. Jeder zweite Erwerbstätige in Berlin iſt 
Arbeiter, jeder vierte Erwerbstätige Angeſtellter oder Beamter. 
Die natürliche Folge einer ſolchen Zuſammenſetzung der Ein- 
wohnerſchaft iſt, daß die ſozialen Probleme wohl nirgends ſo groß 
150 wie in der deutſchen Keichshauptſtadt. Berlin ift beſtrebt, den 

taſſen Arbeit zu beſchaffen. Es hat in weitem Umfange die Er- 
werbsloſen zum Aufbau und Ausbau ſeiner Betriebe und darüber 
hinaus zu Notſtandsarbeiten herangezogen. Die Wohlfahrtspflege, 
die früher in den Groß-Berliner Einzelgemeinden völlig verſchieden 
eingerichtet war, iſt nach neuzeitlichen Geſichtspunkten vereinheit⸗ 
licht und umgeſtaltet worden. Das Geſundheitsweſen iſt weit⸗ 
gehend reformiert und in einem zentralen Organ zuſammengefaßt 
worden. Berlin hat in dem Bewußtſein, daß die Arbeitsfähigkeit 
der Bevölkerung nur durch eine möglichſt alle Schichten und alle 
Altersklaſſen umfaſſende Geſundheitsfürſorge wiederhergeſtellt 
werden kann, ſeine Geſundheitsfürſorge ſyſtematiſch und auf weite 
Sicht ausgebaut. Auf die vorbeugenden Wohlfahrts, und Geſund⸗ 
heitsmaßnahmen ift beſonderer Wert gelegt worden. Die Sozial- 
politik kann ohne gute Wirtſchaftspolitik keine Dauererfolge 
erzielen. Das neue Berlin hat ſtändig ſich bemüht, der 
Wirtſchaft zu helfen. Dieſem Ziele diente der Wiederaufbau 
und Ausbau der ſtädtiſchen Betriebe. Die kommunalen Betriebe 
Berlins ſtanden in den Nachkriegsjahren vor Aufgaben dreifacher 
Art: Erſtens mußten die techniſchen Einrichtungen gangbar er- 
halten und entſprechend der fortſchreitenden Bebauung und dem 
Ausbau des Straßennetzes ſtändig erweitert werden. Zweitens 
waren die Wunden zu heilen, die der Weltkrieg, die Revolution 
und die Inflation den Betrieben geſchlagen 
hatten. Drittens mußte die über 94 Ge- 
meinden zerſtreuten Betriebe zuſammen⸗ 
gefaßt, umgeſtaltet, perſonell, techniſch und 
finanziell rationaliſiert werden. Die Stadt- 
verwaltung hat alle drei Aufgaben mit 
Erfolg gelöſt. Sie hat trotz der ungeheuren 
Ausgaben, die für den Wiederaufbau der 
alten Anlagen und für die Errichtung der 
großen Neuanlagen gemacht werden mußten, 
es verſtanden, die Tarife ſo niedrig wie 
möglich zu halten. Die Berliner Werk⸗ 
tarife ſind mit die niedrigſten in ganz 
Deutſchland. Sie ſind, wenn man die 
geſunkene Kaufkraft des Geldes berück- 
ſichtigt, fogar billiger als in der Dorfriegs- 
zeit. Der Waſſertarif iſt ſelbſt dann 
noch niedriger als im alten Berlin, 
wenn man die Vorkriegsmark gleich Reichsmark ſetzt. 

Die Berliner Elektrizitätswirtſchaft hat fih in der Nachkriegs⸗ 
zeit faſt ſtürmiſch entwickelt. Der jährliche Stromverbrauch je 
Kopf der Einwohnerſchaft betrug 1919 159 kWh, 1928 bereits 
297 kWh. Im Jahre 1925 waren erft 24 v. Ñ., 1928 bereits 50 v. Ñ. 
aller Berliner Wohnungen mit Elektrizität verſorgt. Die Gas- 
abgabe ift in den Jahren 1924—1928 um 40 v. Ñ. geſtiegen. Das 
iſt um ſo bemerkenswerter, als ſich die Beleuchtung immer 
mehr von Gas auf die Elektrizität umſtellt. Auch der Waſſer⸗ 
verbrauch hat infolge der verſtärkten hygieniſchen und kulturellen 
Bedürfniſſe erheblich zugenommen. Er betrug im Jahre 1928 
durchſchnittlich 157 Liter je Kopf und Tag. Die ſtädtiſchen 
Elektrizitäts⸗, Gas⸗ ; 
und Waſſerwerke 
haben eine erſte Be⸗ 
deutung für die Ber- 
liner Wirtſchaft. 

Die moderne 
Wirtſchaft iſt ohne 
undenkbar. 
Die Verkehrsſtärke 
einer Stadt zeigt den 
Pulsſchlag ihres 
Wirtſchaftslebens an. 
Das neue Berlin hat 
tatkräftig mitgehol- 
fen, die Verkehrs⸗ 
möglichkeiten von, 
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nach und innerhalb 
der Stadt zu ver⸗ 
beſſern und nach 
Möglichkeit zu ver⸗ 
billigen. Es hat 


derne Hafenanlagen 
geſchaffen, insbeſon⸗ 
dere den Weſt⸗ und 
Oſthafen. Der 
Schiffahrtsverkehr im 
weichbild Berlins, 
der während des 
Krieges um die 
Hälfte zurückgegan⸗ 
gen war, hat den 
Vorkriegsſtand nicht nur erreicht, ſondern überſchritten. Faſt 
zwei Fünftel der Gütereinfuhr nach der Reichshauptſtadt und ein 
reichliches Viertel der Güterausfuhr erfolgt auf dem Waſſerwege. 
Der Luftverkehr Deutſchlands und Europas hat in dem durch die 
Initiative der Stadtverwaltung geſchaffenen Flughafen Berlin- 
Tempelhof einen natürlichen Mittelpunft erhalten. Die Innen⸗ 
verkehrsmittel, Straßenbahn, Omnibus, Hoch- und Untergrundbahn, 
die vor dem Kriege von privaten Unternehmungen betrieben 
wurden, ſind in kommunale Bewirtſchaftung genommen und in 
einer einzigen ſtädtiſchen Verkehrsgeſellſchaft 
zuſammengefaßt. Das Schnellbahnnetz iſt 
binnen eines Jahrzehnts um faſt das 
Doppelte, nämlich um eine Geſamtlänge von 
40 km, erweitert worden. Was das ſchon 
rein geldlich bedeutet, zeigt die Tatſache, daß 
der Bau von 1 km Untergrundbahn in der 
Innenſtadt über 10 Millionen RM. 
koſtet. 

Ein bedeutſames Ziel der kommunalen 
Wiederaufbauarbeit war, die Nahrungs- 
mittelverſorgung jo zweckmäßig und voll- 
kommen wie nur möglich zu geſtalten. Berlin 
muß nicht nur die eigene Einwohnerſchaft, 
ſondern auch die in der näheren Umgebung 
wohnende Bevölkerung — insgeſamt etwa 
5 Millionen Menſchen — verſorgen. Es 
hat ſein Marktweſen großzügig ausgeſtaltet, 
den Dieh- und Schlachthof ausgebaut und 
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großzügige und moz. 


Neuberliner Mietshaus 


mit einem Fleiſch⸗ 
großmarkt verbun⸗ 
den. Auf dem Dieh- 
hof und dem 
cFleiſchgroßmarkt ſind 
1928 rd. % Mil- 
liarden RM. umge⸗ 
ſetzt worden. Berlin 
iſt ſeit dem Kriege 
beſonders darauf be⸗ 
dacht, fein unmittel⸗ 
bares Hinterland zu 
ſeinem hauptſächlich⸗ 
ften Lebensmittel- 
lieferanten zu machen 
und jedes Fleckchen 
Erde in feiner Umgebung zur Erzeugung von Nahrungs- 
mitteln inſtandzuſetzen. Die Stadtverwaltung hat deshalb die 
Landwirtſchaft und den Gartenbau in und um Berlin mit Rat 
und Tat, insbeſondere mit Krediten, unterſtützt, Meliorationen von 
Odländereien entweder finanziert oder ſelbſt durchgeführt. 

Die Reichshauptſtadt ift das größte Arbeitnehmerreſervoir der 
deutſchen Wirtſchaft. Mehr als der ſechſte Teil aller öffentlichen 
und nicht gewerbsmäßigen Arbeitsvermittlungen erfolgt in Berlin. 
Der Ausbau des Schulweſens der Reichshauptſtadt ift daher 
beſonders wichtig. Berlin hat nicht nur das 
Volks-, Mittel- und höhere Schulweſen ent⸗ 
wickelt, ſondern vor allem auch das Berufs- 
und Fachſchulweſen planmäßig ausgebaut. 
Die Reichshauptſtadt zählt heute 116 000 Be- 
rufsſchüler und 45 000 Fachſchüler. 

Berlin hat ſich nach dem Kriege immer 
mehr zum Handels-, Verkehrs-, Ders 
waltungs- und Kapitalzentrum Deutfch- 
lands entwickelt. Es hat eine führende 
Stellung innerhalb aller Weltſtädte. Sein 
beiſpielloſer Aufſtieg, der nur noch in 
Amerika ſeinesgleichen findet, iſt mit ein 
Verdienſt feiner rührigen Verwaltung. Möge 
ſich das neue Berlin, ſeine Verwaltung, ſeine 
Bürgerſchaft und ſeine Wirtſchaft ſtets 
deſſen bewußt ſein, daß Arbeit für und 
an Berlin auch Arbeit für und an ganz 
Deutſchland iſt und ſein muß! 


Umgeftaltung des Alexanderplatzes 


Zehn Jahre St. Germain. 


Zum 2. Juni, dem Tag der Aberreichung der Friedensbedingungen an Deutſchöſterreich. 
Don Dr. Heinz von Paller, Wien. 


Saft einen vollen Monat früher als Deutfchöfterreich waren dem 
Deutſchen Reiche die Friedensbedingungen überreicht worden. 
Deutſchöſterreich ahnte ſchon, was ſeiner harrte. Dennoch unterließ 
Oſterreichs damalige Regierung unter Dr. Renner als Staats- 
kanzler nichts, was die Ententemächte über den freien Willen der 
deutſchen Bevölkerung der ehemaligen Donaumonarchie hätte in 
Zweifel laffen können. Noch ehe jener erſte Entwurf der deutſch⸗ 
öſterreich auferlegten Friedensbedingungen 
von St. Germain überreicht worden war, 
proteſtierte die deutſchöſterreichiſche Natio⸗ 
nalverfammlung und mit ihr die gefamte 
Bevölkerung in einer Kundgebung an die 
Weimarer Nationalverfammlung gegen das 
Verſailler Diktat, das ſchon jenen Artikel 80 
enthält, der das Deutſche Reich zur An- 
erkennung der „Unabhängigkeit“ Gſterreichs 
zwingen ſollte. 

Am 2. Juni 1919, in dem Augenblick, 
als die ganze Welt geſpannt auf die Ent⸗ 
ſcheidung des Reiches über die Annahme 
oder Ablehnung der Friedensbedingungen 
von Verſailles wartete — Wilſon und Lloyd 
George gaben dieſe Spannung dramatiſch 
geſchildert —, wurden der jungen deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Republik ihre Friedensbedin⸗ 
gungen überreicht. Der erſte Eindruck war ; 
niederſchmetternd! An Schrecklichkeit und zerſtörender Wirkung über⸗ 
ragen ſie noch jene von Verſailles. Deutſchöſterreich wurden im 
weſentlichen ebenſo ſchwere Bedingungen auferlegt, wie dem 
Deutſchen Reich, nur mit dem bedeutenden Unterſchied, daß die 
kleine Republik die Laſten einer Großmacht allein auf 
ſich nehmen ſollte. Nicht weniger als zwei Fünftel der deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Bevölkerung ſollten ungefragt, ſollten gegen ihren 
unzweifelhaften Willen der Fremdherrſchaft unterworfen, ihres 
Selbſtbeſtimmungsrechtes beraubt werden. Mehr als 55 v. B. des 


von der deutſchöſterreichiſchen Nationalverſammlung auf Grund des 
Selbſtbeſtimmungsrechtes beanſpruchten Staatsraumes ſollte anderen 
Staaten zufallen. Das geſamte Sudetengebiet mit mehr als 
5% Millionen Deutſchen fiel an die Tſchechoſlowakei, Südtirol bis 
zum Brenner an Italien. Unterſteiermark einſchließlich Radkersburg 
ſollten mit dem unteren Murtal an Südflawien gegeben, das ſüdliche 
und mittlere Kärnten einſchließlich Klagenfurt ſollte mit dem ſüdſlawiſchen 
Staat vereint werden. Über die nördliche Grenze 
gegen das Deutſche Reich und die öſtliche gegen 
Ungarn enthielt dieſer erſte Entwurf der 
Friedensbedingungen von St. Germain keine 
Beſtimmungen. Doch noch viel härter als 
die territorialen Forderungen waren die 
wärtſchaftlichen: Wie das Deutſche 
Reich mußte auch Deutſchöſterreich den 
alliierten und aſſoziierten Mächten gegen⸗ 
über die Verpflichtung der Meiſtbegünſtigung 
eingehen. Dies war hart, ging aber ſo lange 
nicht an das Leben des Staates, ſo lange es ſich 
um die Handelsbeziehungen zu England oder zu 
den Vereinigten Staaten, zu Frankreich oder 
zu Italien handelte. Aber der Vertrag legte 
Deutſchöſterreich dieſelben Verpflichtungen 
auch zugunſten der Sukzeſſionsſtaaten auf und 
das war unvergleichlich ſchlimmer. Mit Recht 
erklärte in jener denkwürdigen außerordent⸗ 
lichen Sitzung der deutſchöſterreichiſchen Nationalverſammlung vom 
7. Juni 1919 der damalige Staatsſekretär für Außeres Dr. Bauer: 
„Wir müſſen von der tſchechoſlowakiſchen Republik die wichtigſten 
Rohſtoffe und Lebensmittel, vor allem auch die Kohle, beziehen. Es 
iſt geradezu eine Lebensfrage für uns, uns dieſen Bezug zu ſichern; 
in welchem Maße eine Lebensfrage, zeigt ein Blick auf unſere 
Hunderttauſende Arbeitsloſen, die nur darum arbeitslos ſind, weil 
wir nicht Kohle genug bekommen, die Dampfkeſſel unſerer Fabriken 
zu heizen. Aber wie ſollen wir zu den Handelsabkommen mit 
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unferen Nachbarſtaaten, die für uns buchftäblich eine Lebensnot⸗ 


wendigkeit ſind, kommen, wenn man uns von vornherein die Hände 
bindet, uns von vornherein verpflichtet, faſt alles, was wir in 
ſolchen Handelsübereinfommen als Preis für die uns lebensnot⸗ 
wendigen Gegenzugeſtändniſſe zugeſtehen könnten, ohne jede Gegen⸗ 
leiſtung zu gewährend“ Don gleicher verheerender Wirkung war 
die Verpflichtung, die Schulden an öſterreichiſche Gläubiger zu 
zahlen, ihre Guthaben zurückzuzahlen, ohne daß Eſterreich fie der 
Dermögensabgabe unterwerfen dürfe. Die gefährlichſte Be⸗ 
ſtimmung des ganzen Dertragsentwurfes war aber die, die jedem 
Nachfolgeſtaate das Recht gab, alten öſterreichiſchen Beſitz auf ſeinem 
Boden zu konfiszieren, und den deutſchöſterreichiſchen Staat ver⸗ 
pflichtet, ſeine Staatsbürger, die auf dieſe Weiſe enteignet werden, zu 
entſchädigen. Jene gleiche dem Deutſchen Reich auferlegte Verpflich⸗ 
tung bedeutete für Deutſchöſterreich unendlich viel mehr. Denn es 
liegt auf der Hand, daß das deutſchöſterreichiſche Eigentum in jenen 
Staaten, mit denen Deutſchöſterreich durch Jahrhunderte hin- 
durch einen Staat bildete, relativ und abſolut weit größer 
war, als etwa der reichsdeutſche Beſitz in Frankreich oder Italien. 
Die Derfaſſer des Friedensvertrages von St. Germain hatten eben 
völlig überſehen, daß das Verhältnis Wiens zu den Nachfolge- 
ſtaaten doch ein ganz anderes iſt als das Verhältnis des Deutſchen 
Reiches etwa zu England oder Frankreich. In all dieſe er- 
wähnten wirtſchaftlichen Bedingungen ſind jedoch noch nicht 
jene finanziellen Belaſtungen einbezogen, die ſchließlich nach dem 
endgültigen Vertrag unter dem Schlagwort der „Wiedergutmachung“ 
laufen. Sie bleiben hier unerörtert, da ſie im erſten Entwurf des 
St.⸗Germainer Friedensvertrages noch nicht feſtgelegt waren, in 
ihrem Durchführungsverſuch ſchließlich auch zum finanziellen Zu⸗ 
ſammenbruch des deutſchöſterreichiſchen Staates geführt haben. 
Man braucht nicht erſt auf all die übrigen Einzelheiten, die der 
Wehrlosmachung, der Eingriffe in die Juſtiz⸗, Finanz⸗ und Joll- 
hoheit, der Beſchränkung der Verwaltungs- und Verkehrshoheit, der 
indirekten Aufhebung der ftaatlichen Souveränität Gſterreichs über- 
haupt, einzugehen, um mit dem damaligen öſterreichiſchen Abgeord⸗ 
neten Dr. Dinghofer feſtzuſtellen, daß der Friedensvertrag von 
St. Germain „nur der Ausdruck eines wahnſinnigen 
Vernichtungswillens iſt, der auf die politifche und wirt⸗ 
ſchaftliche Erdroſſelung des deutſchen Volkes abzielt, ein Hohn 
auf die fo oft verkündeten Grundſätze der Gerechtigkeit und Billig- 
keit, der Freiheit und des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Völker.“ 

In dem bisher Ausgeführten iſt ſchon angedeutet worden, daß 
die der in St. Germain hinter Schloß und Riegel gehaltenen deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Friedensdelegation am 2. Juni 1919 überreichten 
Friedensbedingungen keine endgültigen waren, ſondern nur ein 
Entwurf, ein Bruchſtück darſtellen, das bemerkenswerter Weiſe in 
dieſer unvollſtändigen Faſſung, die manche entſcheidende Frage noch 
offen ließ, Deutſchöſterreich überreicht wurden. Dies iſt um ſo 
bemerkenswerter, als dieſer Entwurf durchaus nicht, wie man an= 
nehmen könnte, als Grundlage zu etwaigem Verhandlungen gedacht 
war, ſondern von allem Anfang als Diktat. Die deutſchöſter⸗ 
reichiſche Delegation hatte zwar, wie auch die reichsdeutſche, die 
Möglichkeit, ſchriftlich zu den Bedingungen Stellung zu nehmen, 
kam aber trotz oftmaliger Verſuche nie in die Lage, mit den alliier⸗ 
ten Mächten in „Verhandlungen“ zu treten. Von der ſchriftlichen 
Stellungnahme hat dann allerdings Gſterreich reichlich Gebrauch 
machen können. 

Wie iſt es nun zu dieſem erſten Entwurf des St.⸗Germainer 
Friedensvertrages vom 2. Juni 1919 überhaupt gekommend Wie 
war es möglich, daß die alliierten und aſſoziierten Mächte ein 
Fragment zur Grundlage eines Friedensdiktates machten d 
Völlige Klarheit über jene hinter den Auliſſen der Pariſer Der- 
handlungen ſich ereignenden Vorgänge in der Seit vom Februar 
bis etwa Mitte Juni 1919 iſt auch heute trotz der grundlegenden 
Deröffentlichungen Tardieus, Wilſons, Houfe-Seymours, Temper- 
leys und vieler anderer noch nicht zu gewinnen. Dies bezieht fich 
in erſter Linie auf die politiſchen und wirtſchaftlichen Probleme, 
die durch den Zuſammenbruch der öſterreichiſch⸗ungariſchen Mon- 
archie entſtanden waren. Ich habe an anderer Stelle unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der Anſchlußfrage bei den Pariſer fries 
densverhandlungen feſtſtellen können, daß der für die Krife der 


Germain zur Seit des erſten Friedensentwurfes beherrſchte. 


Verhandlungen unter den alliierten und aſſoziierten Mächten ent- 
ſcheidende Zeitpunkt etwa mit der zweiten Hälfte des Aprils 1919 
überwunden war. Der von Wilſon bei Clemenceau erzwungene 
Verzicht auf die linksrheiniſchen Gebiete, den Frankreich ſich teuer 
genug erkaufen ließ, ebnete erſt den Weg zu den dem deutſchen 
Reich am 7. Mai 1919 übermittelten Bedingungen. Offen waren 
aber die in dem ſogenannten „Rat der kleinen Fünf“ erörterten 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Fragen geblieben, die vor allem von Eng- 
land und Amerika anfangs unterſchätzt in ihrer Löſung plötzlich an 
dem Gegenſatz innerhalb der Vachfolgeſtaaten und an Geheim- 
verträgen ſcheiterten, die die alliierten und aſſoziierten Staaten unter⸗ 
einander zum Teil gar nicht kannten. Aber, wie ſich ſpäter heraus⸗ 
ſtellte, mit Recht nahm der „Dreierrat“ an, daß die Löſung dieſer 
Probleme dann leichter fein werde, wenn nur erſt das Deutfche 
Reich bezwungen und der „Friede“ hergeſtellt fet, der dann auch 
die in dieſen Fragen widerſpenſtigen Verbündeten, vor allem 
Italien, ſchließlich vor vollendete Tatſachen ſtelle. In der Haupt- 
ſache war es ja auch der italieniſch⸗ſüdſlawiſche Gegenſatz, der 
Londoner Geheimvertrag von 1915, der die Atmoſphäre von St. 
Man 
geht wohl nicht fehl anzunehmen, daß vornehmlich drei poli- 
tiſche Faktoren den St.⸗Germainer Vertrag dik⸗ 
tiert haben: Frankreichs Aſpirationen auf das linksrheiniſche Ge⸗ 
biet, der tſchechiſche Chauvinismus nach dem Geiſte des „Memoire 
III“ und der Gegenſatz zwiſchen Italien und Südſlawien. Den 
beiden erſten Faktoren iſt das Anſchlußverbot und der Derluft des 
ſudetendeutſchen Gebietes, dem letzten die Angliederung Südtirols 
an Italien und der im erſten Entwurf vorgeſehene Verluſt Kärn- 
tens mit der Hauptftadt Klagenfurt zuzuſchreiben. Dies feſtzuſtellen 
iſt deshalb weſentlich, weil daraus erſichtlich wird, wie ſehr im 
Schoße der Pariſer Verhandlungen ſchon jene Probleme entſtanden, 
die heute im Herzen, Süden und Südoſten Europas die ſtaatlich⸗ 
politiſche Lage überhaupt beſtimmen. 

Wegen dieſer Spannungen waren die St.⸗Germainer Friedens 
bedingungen vom 2. Juni 1919 eben nur ein Fragment geblieben. 
Auch die zweite Faſſung vom 20. Juli 1919 war noch nicht end⸗ 
gültig. Erſt die am 2. September 1919 Deutſchöſterreich über- 
reichten Bedingungen blieben das letzte Ultimatum. Wägt man 
heute die uns vorliegenden drei Faſſungen des St.⸗Germainer 
Vertrages gegeneinander ab, ſo muß man feſtſtellen, daß die letzte 
Faſſung ohne Zweifel erhebliche Beſſerungen aufweiſt. 
Vor allem wirtſchaftlich. Dann aber wurden z. B. auch Kärnten 
zum größten Teil durch Zubilligung einer Volksabſtimmung und 
das untere Murtal mit Radkersburg gerettet. Ebenſo wurde auch 
ein Teil des deutſchen Weſtungarns — gegen den Willen der deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Regierung ohne Volksbefragung — Deutſchöſterreich 
zugeſprochen. Dieſen hier grob gezeichneten Dorteilen der letzten 
Faſſung ſtehen im Vergleich zu den beiden erſten Faſſungen zwei 
ſch wer wiegende Nachteile gegenüber: Die Erſchwerung 
der Durchführung einer Reviſion des Friedensvertrages überhaupt 
und der Artikel 88, der Deutſchöſterreichs Wiedervereinigung mit 
dem Deutſchen Reich bekanntlich von einer Entſcheidung des Völker- 
bundrates abhängig macht, was für jene Zeit wenigſtens einem di⸗ 
rekten Verbot gleichkam. 

Sehn Jahre ſind ſeit jenen erſchütternden Stunden verronnen, 
ſeit die erſten Meldungen über den Preis für einen Frieden ins 
Land gekommen waren! Hungersnot und Arbeitsloſigkeit waren 
die bitteren Sorgen des Alltags! Der Feind ſtand da und dort 
tief im Lande! Wer diefe Seitſpanne heute überblickt, der darf 
und kann dem deutſchöſterreichiſchen Brudervolke die Achtung vor 
dem Heldentum eines unſäglich mühſamen Wiederaufbaues nicht 
verſagen, beſcheidener, viel langſamer als im Reich, dennoch aber 
ein „Empor“, empor zu jener Seit, die Deutſchöſterreichs konſti⸗ 
tuierende Nationalverſammlung am Tage der Annahme der harten 
Friedensbedingungen als Proteſt vor aller Welt in folgender 
einſtimmig angenommenen Entſchließung erhoffte: „Die 
Nationalverſammlung ſpricht die Hoffnung aus, daß, ſobald der 
Friede den Geiſt nationaler Gehäſſigkeit und Feindſeligkeit, den der 
Krieg hervorgerufen hat, überwunden haben wird, der Völkerbund 
auch dem deutſchen Volke das Recht auf Einheit der Nation, das er 
allen anderen Völkern gewährt, nicht dauernd verweigern werde.“ 


Auftakt zur Tagung des Völkerbundrates in Madrid. 


14 Regierungsdenkſchriften zur Minderheitenfrage. 


Am 10. Juni d. J. wird die 55. Tagung des Dölkerbundsrats 
eröffnet werden, die auf beſondere Einladung der ſpaniſchen Re⸗ 
gierung in Madrid abgehalten wird. Der offiziellen Tagung wird 
eine inoffizielle Sitzung des Rats und zwar in der Form eines 
Studienkomitees vorausgehen, die am 6. Juni in Madrid ihren An⸗ 
fang nehmen und ausſchließlich der Beratung der kanadiſchen und 
deutſchen Dorfchläge zur Minderheitenfrage gewidmet fein wird. Da 
Deutſchland als antragſtellender Staat an dieſen Beratungen in 
erſter Linie intereſſiert iſt und über die Bedeutung der Minder⸗ 
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heitenfrage auch unter den deutſchen Parteien eine weitgehende 
Einmütigkeit beſteht, ſo erſcheint es geboten, ſich über die bisherige 
Entwicklung, den augenblicklichen Stand und die ſich bietenden 
Ausſichten der deutſchen Ddemarche ein Bild zu ver⸗ 
ſchaffen. Auf die bekannte Herausforderung des polniſchen Außen⸗ 
miniſters Falewſki auf der Dezembertagung des Rats in Lugano 
hatte Reichsminiſter Dr. Streſemann mit der Ankündigung ges 
antwortet, daß er auf der kommenden Tagung das Minderheiten⸗ 
problem von ſeiner grundſätzlichen Seite her aufrollen werde. In 
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Derfolg dieſer Haltung hat der deutſche Vertreter, unbeirrt durch 
die ma oa 915 8 Seite unternommenen Beſchwichtigungs⸗ 
und Einſchüchterungsverſuche, in der Sitzung des Dölferbundrats 
vom 6. März d. J. in einer groß angelegten und eindrucksvollen 
Rede die deutſche Auffaſſung über die Pflichten dargelegt, die dem 
Völkerbund aus der vertraglich übernommenen Garantie für die 
Beſtimmungen zum Schutze der Minderheiten erwachſen. Wenn auch 
der polniſche, engliſche und franzöſiſche Außenminiſter nacheinander 
auf den Plan traten, um die Wirkung dieſer Rede abzuſchwächen, 
indem ſie die Lage der Minderheiten als genügend geſichert und die 
Tätigkeit des Völkerbundes auf dieſem Gebiet als befriedigend 
hinftellten, fo gelang es ihnen doch nicht, den deutſchen Schritt zu 
bagatelliſieren und die Minderheitenfrage ſang⸗ und klanglos zu 
begraben. Vielmehr fette der Dölkerbundrat für die vorläufige 
Prüfung der kanadiſchen und deutſchen Anträge ein Dreierkomitee 
ein, beſtehend aus dem japaniſchen, engliſchen und ſpaniſchen Rats⸗ 
vertreter. Gleichzeitig wurden allen Staaten des Völkerbundes die 
Protokolle über die Minderheitendebatten auf der Märztagung 
überſandt und ihnen anheimgegeben, ihren Standpunkt zu der An⸗ 
gelegenheit dem Dreierkomitee in Form von „Bemerkungen“ (Ob- 
ſervations) zu unterbreiten. 

Durch dieſen Beſchluß wurden gewißermaßen alle Staaten 
zur Mitarbeit an der Weiterbehandlung eingeladen und damit die 
große Bedeutung der Minderheitenfrage auch vom Standpunkt des 
Völkerbundes aus in ein helles Licht gerückt. 

Tatſächlich haben 14 Regierungen dieſer Einladung Folge ge⸗ 
leiſtet und ihre „Bemerkungen“ innerhalb der bis zum 15. April 
geſtellten Friſt vorgelegt. 

Von den beiden antragſtellenden Staaten hat Kanada auf 
die Einreichung von „OGbſervations“ verzichtet. Dies wohl aus 
dem Grunde, weil der kanadiſche Vertreter ſchon vor der März⸗ 
tagung dem Dölferbundrat ein Memorandum vorgelegt und zudem 
feine Vorſchläge, die fih auf das formale Verfahren bei der Prü- 
fung von Beſchwerden beſchränken, auf der Ratstagung in Genf 
in eingehenden Darlegungen erläutert hat. Es verdient auch an 
dieſer Stelle hervorgehoben zu werden, daß dem kanadiſchen Der- 
treter, Senator Dandurand, für ſein unerſchrockenes Eintreten für 
die Rechte der Minderheiten, an denen ſein Land nicht unmittelbar 
intereſſiert ift, aufrichtiger Dank gebührt. Die deutſche Re ⸗ 
gierung hat nicht verabſäumt, die mündlichen Darlegungen 
Dr. Streſemanns in einer eingehenden Denkſchrift näher zu er⸗ 
läutern und zu begründen. In der Denkſchrift, die vom 12. April 
datiert und nach einem Telegrammwechſel mit dem Generalſekretär 
des Völkerbundes der Gffentlichkeit übergeben worden iſt, wird 
beſonderer Nachdruck darauf gelegt, die grundſätzliche Seite des 
Problems, d. h. Sinn und Tragweite der Beſtimmungen für die 
Garantie des Völkerbundes für den Minderheitenſchutz klarzu⸗ 
legen. Es wird als dringend notwendig bezeichnet, daß der Völker- 
bundrat ſich noch einmal ausdrücklich zu folgenden Grundſätzen 
bekennt: 

Der Minderheitenſchutz, der für die betroffenen Staaten ein 
Grundgeſetz darſtellt und deſſen Beobachtung unter die Garantie 
des Völkerbundes geſtellt ift, ſtellt nicht ein Übergangsregime dar, 
ſondern ſoll die Grundlage dafür ſchaffen, daß die Minderheiten 
lopal ihre ſtaatsbürgerlichen Pflichten gegenüber ihren neuen Staaten 
erfüllen können. Die Bekundung des Intereſſes an der ſtrikten Be⸗ 
obachtung der Schutzbeſtimmungen kann und darf nicht als unzuläſſige 
Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten eines fremden Staates 
oder gar als Unterſtützung ſtaatsfeindlicher Bewegungen angeſehen 
werden. Es wird ſodann nachgewieſen, daß der Dölkerbundrat bes 
rechtigt und verpflichtet iſt, die Beſtimmungen zum Schutz der 
Minderheiten allgemein und dauernd zu überwachen und daß er 
fih nicht auf die Aufrollung beſtimmter Fälle von Vertrags- 
verletzungen beſchränken darf. Die Durchführung dieſer Auf⸗ 
gabe wird zweckmäßigerweiſe nicht dem Sekretariat des Dölfer- 
bundes oder den Dreierkomitees zu überlaſſen, ſondern einem be⸗ 
ſonderen Organ zu übertragen fein. Damit tritt die deutſche Re- 
gierung für die Einſetzung einer permanenten Minderheitenkom⸗ 
miſſion ein, wie ſie von allen beteiligten privaten Organiſationen 
ſeit langem gefordert wird. ö 

Für die Behandlung der einzelnen Beſchwerden ſtellt die deut- 
ſche Regierung folgende Forderungen: ; ; : 

Mitteilung des Ergebniſſes der Arbeiten der Dreierkomitees 
an die einzelnen Ratsmitglieder, größere Publizität des Verfah⸗ 
rens, um den Minderheiten Kenntnis über das Schickſal ihrer Ein⸗ 
gaben zu verſchaffen, Anerkennung des Kechts der Komitees, ers 
gänzende Informationen auch von ſeiten der Minderheiten ein⸗ 
zufordern, Derftärfung der Dreierkomitees und Beſeitigung des bis⸗ 
her geübten Ausſchluſſes der beſonders beteiligten — benachbarten 
und ſtammperwandten — Nationen von der Vorprüfung der Be- 
ſchwerden. Mit Befriedigung ſtellt die deutſche Regierung feft, daß 
dieſen Forderungen in den fein durchdachten Vorſchlägen des fanas 


diſchen Vertreters im weſentlichen Rechnung getragen wird. Zum 


Schluß weiſt die deutſche Denkſchrift den von der Gegenſeite' ges 
machten Einwand zurück, daß jede Anderung des Verfahrens der 
Zuſtimmung der unter Minderheitenverträgen jtehenden Staaten be- 


dürfe und daß diefe nicht in der Lage feien, weitergehende Der- 
pflichtungen zu übernehmen. 

Mit großer Genugtuung wird es in Deutſchland aufgenommen 
werden, daß die Oſterreichiſche Regierung ihren Stand- 
punkt in einer Denkſchrift dargelegt hat, die eine wertvolle Unter- 
ſtützung unſeres Schrittes in Genf darſtellt. Mit beſonderer Wärme be⸗ 
handelt die öſterreichiſche Regierung die grundlegende Bedeutung einer 
richtigen Auffaſſung vom Minderheitenſchutz für die Befriedung der 
Völker. Gleichzeitig weiſt fie nachdrücklich darauf hin, daß zur Zeit noch 
weitgehende Beſchränkungen des Rechts der Minderheiten auf Wah⸗ 
rung des kulturellen ZHuſammenhangs mit ihren Volksgleichen in 
anderen Staaten beſtehen. In einzelnen Fällen ſei der Austauſch 
geiſtiger Erzeugniſſe in Form von Büchern, Zeitjchriften uſw. mit 
dem volksgleichen Staat und der Beſuch von Schulen aller Art in 
einem ſtammperwandten Lande den Angehörigen der Minderheiten 
verboten. Es wird angeregt, daß das Dreierkomitee ſpeziell über 
diefe Zuſtände nähere Informationen von den beteiligten Re⸗ 
gierungen einholt und daß die vom Völkerbund geſchaffene Kom- 
miſſion für internationale geiſtige Zuſammenarbeit die Frage 
prüfen möge, wie weit die beſtehenden natürlichen Zufammenhänge 
zwiſchen den Minderheiten und volksgleichen Staaten zur Stär- 
kung der allgemeinen internationalen Fuſammenarbeit fruchtbar 
gemacht werden könnten. 

Die ungariſche Regierung betont die Wichtigkeit des 
Minderheitenſchutzes von ihrem beſonderen Standpunkt, da durch 
den Vertrag von Trianon mehr als 5,5 Millionen Ungarn, d. h. 
42 v. H. der Geſamtbevölkerung des jetzigen Ungarn vom Mutter- 
lande abgetrennt ſind. Sie bedauert, daß der Rahmen des materiellen 
Rechts zu eng gezogen ſei und außerdem ſich die Tendenz einer einſchrän⸗ 
kenden Auslegung der vertraglichen Beſtimmungen bemerkbar mache. 

Die Denkſchrift der bulgariſchen Regierung ſchildert 
die Leiden der bulgariſchen Bevölkerung in den angrenzenden 
Staaten, die dazu geführt haben, daß ein Flüchtlingsſtrom von Hun- 
derttauſenden in das zu eng gewordene Bulgarien zurückgeflutet ſei. 

Von den an der Minderheitenfrage nicht unmittelbar beteiligten 
Staaten haben die Schweiz und die Niederlande in einer 
kurzen Denkſchrift ihr Intereſſe für den Ausbau des Minderheiten- 
ſchutzſyſtems bewieſen, ein Intereſſe, das von den Vertretern der 
beiden Staaten im Völkerbund ſelbſt des öfteren in nachhaltiger 
Weiſe bekundet worden ift. Selbſt die Chinefifhe Nas 
tionalregierung iſt mit einer kurzen Zufchrift auf den Plan 
getreten, in der ſie dafür eintritt, daß der Minderheitenſchutz für 
alle Staaten durch internationale Abkommen unter Führung des 
Völkerbundes geregelt werde. 

Auf der anderen Seite ſind auch die Gegner aller auf Beſſerung 
der Lage der Minderheiten abzielenden Beſtrebungen nicht müßig 
geblieben. Die eſtländiſche und die lettländiſche Re- 
gierung haben ſich auf eine kurze Mitteilung beſchränkt, daß ſie 
eine Erweiterung des Minderheitenſchutzes nicht für notwendig erachten. 

Der Vollſtändigkeit halber fei erwähnt, daß der litauiſche 
Miniſterpräſident Woldemaras in einer Note an den General- 
ſekretär des Völkerbundes die Einreichung von Bemerkungen ab⸗ 
lehnt, weil dem litauiſchen Antrage auf Fuziehung zu den Minder⸗ 
heitendebatten durch den Völkerbundrat nicht entſprochen worden fei. 

Die der deutſchen Auffaſſung vom Minderheitenſchutz entgegen⸗ 
geſetzte Theſe wird in einer gleichlautenden Denkſchrift vertreten, 
die die Staaten der Kleinen Entente (Cſchechoſlowakei, 
Rumänien, Süd⸗Slavien) ſowie Griechenland und Polen 
dem Dreierkomitee eingereicht haben. Die Denkſchrift führt aus, 
daß die unter Minderheitenſchutz ſtehenden Staaten die Verträge 
nur angenommen hätten, nachdem ihnen als Korrelat die Garantie 
ihres Gebiets geboten worden ſei. Tatſächlich ſei dieſe Bürgſchaft 
bisher nicht geleiſtet worden. 

Für jede Anderung des jetzigen Verfahrens fei die Zuftimmung 
der betroffenen Staaten notwendig. Die von kanadiſcher und deut⸗ 
ſcher Seite vorgeſchlagenen Reformen ſeien zwecklos und gefährlich. 

Dieſe Ausführungen im einzelnen zu widerlegen, würde hier 
zu weit führen. Es ſei daher nur darauf hingewieſen, daß das 
Aufrollen der Frage der Garantie der Grenzen nach dem Kocarno- 
und Kellogg-Paft zum mindeſten ſonderbar anmutet. In tatſäch⸗ 
licher Hinſicht ift zu bemerken, daß die Annahme der Minderheiten- 
ſchutzverträge von den Großmächten als Vorbedingung für die An- 
erkennung jener Staaten gefordert worden iſt. 

Außer den angeführten 14 Regierungsdenkſchriften haben auch 
drei internationale Organiſationen, und zwar das Nationalkomitee 
der mazedoniſchen Emigrantenorganiſationen in Bulgarien, der Rat 
für die Rechte der jüdiſchen Minderheiten und der Europäiſche 
Nationalitätenkongreß ihre „Bemerkungen“ dem Dreierkomitee ein⸗ 
gereicht. Eine beſondere Bedeutung kommt der zuletzt erwähnten 
Denkſchrift zu, in der die Minderheiten ſelbſt, um deren Schickſal 
es ſich ja handelt, zu Worte kommen. Es iſt feſtzuſtellen, 
daß die Minderheiten ſämtliche Forderungen der Deutſchen Regie- 
rung aufnehmen, im einzelnen, z. B. in der Frage der Ausdehnung 
des Minderheitenſchutzes, noch darüber hinausgehen. Wenn weiter⸗ 
hin größter Wert auf das Fuſammenarbeiten zwiſchen Mehrheit 
und Minderheit innerhalb eines Staates gelegt wird, ſo liegt darin 
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ein weiterer Beweis dafür, daß die Minderheiten ſelbſt eine Der- 
ſtändigung wünſchen und alle extremen Forderungen ablehnen. 

Die oben kurz ſkizzierten Denkſchriften bilden das Material, 
das dem Dreierkomitee, das am 29. 4. in London zuſammengetreten 
ift, zur Verfügung ſtand. In welchem Umfange das Dreierkomitee 
dieſes Material für die Abfaſſung ſeines Berichtes herangezogen 
hat, iſt zurzeit noch unbekannt. Der Bericht wird nunmehr den 
Mitgliedern des Rates zugeſtellt und ſoll die Grundlage bilden für 
die weiteren Beratungen in Madrid. 
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Nach allen bisherigen Erfahrungen wird man gut tun, keine 
allzu großen Hoffnungen auf die Arbeit des Dreierkomitees zu 
ſetzen. Um ſo mehr muß erwartet werden, daß der Rat eine ein⸗ 
gehende Prüfung des Berichtsentwurfs vornimmt. Ob bei dem 
reichhaltigen Material eine einzige Tagung dafür ausreichend iſt, 
bleibe dahingeſtellt. Jedenfalls haben die Denkſchriften der Regie⸗ 
rungen dazu beigetragen, die Minderheitenfrage von den verſchie⸗ 
denſten Seiten zu beleuchten und einer vertieften Behandlung dieſer 
Schickſalsfrage, durch den Völkerbund, den Boden zu bereiten. — 
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jähriges Beſtehen. 


Albrechtsburg. 
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N [ei en, die weltberühmte Porzellanſtadt, 
eiert in dieſen Tagen ihr tauſend- 

Man muß die deutſchen 
Gaue weit durchwandern, um einen Kultur- 
boden von ähnlicher Fruchtbarkeit zu finden. 
Trotz ſchickſalsſchwerer ahrhunderte, trotz Krieg, 
Not, Belagerung und Feuersbrunſt, wurde die 
Entwicklung der nun tauſendjährigen Stadt 
nicht gehemmt. Jahrhundertelang hat das 
Handwerk in Meißen wahrhaft goldenen Boden 
gehabt. Klöſter und Kirchen waren im Verein 
mit der einſt glanzvollen Hofburg die erſten 
Konſumenten. Jahrmärkte blühten. Die Stadt 
wuchs aus kleinſten Anfängen zu imponierender 
. nr Begnadete Baumeiſter ſchufen Som 
un Zahlreiche Bürgerhäuſer 
prunken noch heute im bezaubernd ſchönen Stil 
der Sempai, Träumeriſche Berjonnen- 
ber den Giebeln, Erkern und 

Terraſſen. Uralte Bäume ſind erhalten. Schöne 
Anlagen durchziehen die Stadt. Weinhänge 
umlagern ſie. Die Elbe rauſcht ſilbern zwiſchen 
ſanften Hügeln. Die Staatliche Porzellan- 
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3 Manufaktur gab der Stadt Ende bes 18. Jahr- 
unberts ihr zukünftiges Geſicht. Meißens Weltruhm brach an. Die Manufaktur war mit dem Stadtnamen in eins verſchmolzen. Ungeahnte Entwicklung begann. 
nduſtrie erblühte. Keramiſche Werke wuchſen, als praktiſche Ergänzung der Manufaktur, aus dem Boden. Schamotte- und Tonzeugfabriken wurden gegründet. 
Juteſpinnerei und Weberei begannen zu florieren. Klavierfabrikation fing an. Kabelfabriken erſtanden. Maſchinenbau gedieh. Zuckerfabrikation ſetzte ein. Bedeutende 
Papierfabriken und Automobilwerte eroberten den Markt. Meißen entwickelte fih zur Induſtrieſtadt. Die Staatliche Porzellan-Manufaktur hatte einer einſt kleinen 
Handwerkerſtadt die Tore zur soye Welt aufgeſtoßen. Jetzt ſchmückt ſich Air Wiege mit dem Kranz des erſten Jahrtauſends. Hunderttauſende moge 77 auf 


den Weg, Meißen zu beſuchen ie uralte und gleichzeitig ganz moderne Feftf 


adt wird allen Gäſten bleibende Eindrücke ſchenken. 
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Kaufkraft und Konjunktur. 


Von Dr. oec. publ. Friedrich Lemmer, Berlin. 


Die Bedeutung der Kaufkraft und ihrer Veränderung für die 
Geſtaltung des Wirtſchaftsablaufs iſt in den letzten Jahren in 
ſteigendem Maße umſtritten. Auf der einen Seite wird die Auf- 
faſſung vertreten, daß eine Steigerung des Lohnes unter allen Um- 
ſtänden eine Steigerung der Geſamtkaufkraft bedeute, die einen 
größeren Abſatz und Umſatz zur Folge habe, was ſeinerſeits wieder⸗ 
um eine „Ankurbelung der Wirtſchaft“ nach ſich zöge. Anders aus⸗ 
gedrückt, behauptet dieſe Auffaſſung, daß eine Wirtſchaftsdepreſſion 
durch generelle Lohnſteigerungen ſich beheben laſſe und daß auf dieſem 
Wege zugleich der eigentliche Wirtſchaftsfortſchritt, nämlich die 
verbeſſerte und vermehrte Derforgung der Bevölkerung mit den 
Gütern des Lebens, ermöglicht würde. Auf der anderen Seite ſteht 
die Auffaſſung, daß zwar grundſätzlich die Arbeitgeberſchaft durch⸗ 
aus ein Intereſſe daran hat, den wirtſchaftlich höchſtmöglichen Lohn 
zu zahlen, daß aber Lohnerhöhungen keineswegs jeweils die Wir⸗ 
kung hätten, eine Wirtſchaftskriſe reibungslos zu überwinden, Um⸗ 


ſatz und Verdienſt der Induſtrie zu beleben und zu vergrößern, ſon⸗ 


dern daß vielmehr Lohnerhöhungen eine Erhöhung der Produktions- 
koſten bedeuten, die fih unter beſtimmten Verhältniſſen in einer 
Tendenz zur Preisſteigerung oder zu geringer Kapitalbildung äußern 
müſſe mit der ſchließlichen Folge, daß die beabſichtigte Reallohn⸗ 
erhöhung nicht eintrete, ſondern fogar eine Erhöhung der Arbeits- 


- *) Vgl. den Aufſatz von Tarnow: „Kaufkraft und Konjunktur“ in Heft 6 des 
„Heimatdienſt“, 
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loſigkeit die Folge fein müßte. Die beiden Anſichten ſtehen fich 
alfo diametral gegenüber, denn die einen behaupten unter allen Um- 
ſtänden günſtige Wirkungen — und zwar für die Geſamtwirtſchaft 
günſtige Wirkungen — von generellen Lohnerhöhungen, die anderen 
ſehen Reallohnerhöhungen als zweckmäßig und erſtrebenswert an, 
betonen aber die zwangsläufige Verkoppelung von Lohnerhöhung 
und Produktionskoſtenerhöhung, die — wenn nicht beſondere Um⸗ 
ſtände einen Ausgleich ermöglichen — ſchließlich zum entgegen⸗ 
geſetzten Ergebnis der gewollten Wirkung, nämlich zu einer Senkung 
des Reallohnes und zur Wirtſchaftsdepreſſion, führen müſſe. 

Die Aufklärung des Gegenſatzes dieſer beiden Anſichten iſt 
keineswegs ſo ſchwierig, als es auf den erſten Blick erſcheinen 
möchte. Der Unterſchied liegt überwiegend darin, daß die erſte 
Theorie lediglich die allererſte Auswirkung einer Lohnerhöhung auf 
der Seite des Lohnempfängers, des Arbeitnehmers, ſieht, hingegen 
die von einer Lohnerhöhung erzeugten Anderungen bei demjenigen, 
der den Lohn zahlt, beim Arbeitgeber, nicht berückſichtigt und außer⸗ 
dem eine Reihe von Auswirkungen, die bei der Verwendung des er⸗ 
höhten Lohnes durch den Lohnempfänger geſamtwirtſchaftlich ein⸗ 
treten, zu überſehen geneigt iſt. Die zweite Anſicht hingegen ſtützt 
ſich auf die Auswirkungen, die die Lohnerhöhung auf der Seite 
deſſen hat, der den erhöhten Lohn zahlen muß, alſo in erſter Linie 
auf die Auswirkungen im einzelnen Betriebe mit ihren weiteren 
Folgeerſcheinungen für die geſamtwirtſchaftliche Struktur und be- 
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achtet zugleich 
Lohnempfänger. a ; ; 

Es handelt fih bei der erörterten Frage keineswegs um eine 
nur theoretiſch intereſſante Diskuſſion, vielmehr iſt die Frage, welche 
Auswirkungen Lohnänderungen, insbeſondere Lohnerhöhungen, nach 
ſich ziehen, für unſere geſamte Wirtſchaftspolitik von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung. Sie iſt aber auch von der allergrößten Be⸗ 
deutung für die Arbeitnehmerſchaft ſelbſt. Man kann über 60 v. H. 
der deutſchen Geſamtbevölkerung zu Lohn- und Gehaltsempfängern 
einſchließlich Familienangehörigen zählen, und ſo iſt es verſtändlich, 
daß die Lohngeſtaltung ein ganz beſonders großes Intereſſe in den 
breiteſten Bevölkerungsſchichten erweckt. Das Durchdenken der 
Streitfragen und eine etwaige Einigung über die Wirkung von 
Lohnerhöhungen auf der einen wie der anderen Seite würde die 
ſozialen Gegenſätze mildern und die aus den Gegenſätzen entſprin⸗ 
genden Reibungen zugunſten der Geſamtwirtſchaft weſentlich ver⸗ 
kleinern können. 

Eine Lohnerhöhung bedeutet für den Lohnempfänger ſelbſtver⸗ 
ſtändlich zunächſt einmal eine Erhöhung ſeines Geldeinkommens; 
mit anderen Worten, er kann im Betrage der Lohnerhöhung als 
neuer Käufer auftreten. Selbſtverſtändlich kann die Lohnerhöhung 
auch ganz oder teilweiſe geſpart werden, doch können wir im 
Rahmen dieſer Gedankengänge von dieſem Fall abſehen, weil dann 
ja die, von den Gewerkſchaften betonte günſtige direkte Auswirkung 
der Lohnerhöhung, nämlich Steigerung der Nachfrage und des Um⸗ 
ſatzes, nicht eintreten würde. Die erhöhte Möglichkeit, zu kaufen, 
führt alſo tatſächlich zu einer erhöhten Nachfrage. Bis zu dieſem 
Punkte hat alſo die, beſonders von den Gewerkſchaften vertretene 
optimiſtiſche Theorie durchaus Recht. Es iſt aber zweifelhaft, ob 
dieſe erhöhte Nachfrage zu einem erhöhten Umſatz führt. Der Ge⸗ 
dankengang überſieht nämlich, daß eine erhöhte Nachfrage im 
normalen Wirtſchaftsablauf dazu führen muß, daß die Preiſe ſich 
der Nachfrage anzupaſſen ſtreben. Ob und in welchem Umfange dies 
geſchieht, hängt weſentlich davon ab, ob der ſteigenden Nachfrage in 
kurzer Feit ein entſprechend mengenmäßig vergrößertes Angebot 
gegenübergeſtellt werden kann. Die Auswirkung der geſteigerten 
Nachfrage, d. h. die Frage, ob infolge der Lohnerhöhung auch der 
Umſatz ſteigt, iſt abſolut abhängig davon, ob das Angebot an nach⸗ 
gefragten Waren entſprechend elaſtiſch iſt, oder aber ob bis zur Der- 
größerung des mengenmäßigen Angebotes eine erhebliche Pro- 
duktionszeit notwendig iſt, und auch natürlich davon, ob für die zu 
erhöhende Produktion genügend Rohſtoffe bzw. Kapitalien zu deren 
Beſchaffung und Verarbeitung zur Verfügung ſtehen. Wenn wir an 
einem kurzen Beiſpiel dies klarmachen, ſo können wir uns denken, 
daß in einer iſolierten Wirtſchaft die Getreide- und Brotpreiſe ſich 
auf einem beſtimmten Niveau eingeſpielt haben. Dergrößert ſich die 
Nachfrage plötzlich, ſo kann bis zur nächſten Ernte eine entſprechende 
Steigerung des Angebotes nicht erfolgen. In dieſem Falle wird 
der Erfolg der vergrößerten Nachfrage eine Preisſteigerung ſein, ſo 
daß alfo der Reallohn trotz der nominellen Lohnerhöhung nicht ſteigen 
würde. Denken wir an den Fall der deutſchen Ernährungsbaſis, 
ſo würde bei ſteigender Nachfrage Getreide vom Ausland eingeführt 
werden, die Lohnerhöhung alſo gewiſſermaßen ins Ausland ab 
fließen und unſere Handelsbilanz paſſiv werden. - 


In anderen Fällen kann man fih vorſtellen, daß eine erhöhte 
Nachfrage zu ſteigendem Angebot führt, doch iſt auch hier ſehr frag⸗ 
lich, ob nicht im erſten Augenblick eine gewiſſe Preisſteigerung ein⸗ 
tritt und ſich das Gleichgewicht zwiſchen Angebot und Nachfrage 
auf ein höheres Niveau einſpielt. Wir können alfo feſtſtellen, daß 
die Wirkung einer durch Lohnerhöhung hervorgerufenen größeren 
Nachfrage keineswegs unter allen Umſtänden eine für den Ein⸗ 
kommensempfänger günſtige ift, daß er alfo nicht unter allen Um⸗ 
ſtänden eine reale Erhöhung ſeines Einkommens erreicht. Es iſt 
ſogar wahrſcheinlicher, daß die erhöhte Nach⸗ 
frage die Tendenz zu einer Preisſteigerung aus: 
löſt. Es würde im Rahmen dieſer Überlegung zu weit führen, zu 
erörtern, welche Wirkung dieſe nun wieder in die Produktion zu⸗ 
rückfließenden Beträge für die Betriebe, deren Warenpreiſe erhöht 
worden ſind, haben. Wir können um ſo eher von der Verfolgung 
dieſes Gedankenganges abſehen, als der Lohnempfänger keinen realen 
Vorteil von der urſprünglichen Lohnerhöhung gehabt hat. 


Ehe aber die Lohnerhöhung ausgezahlt werden kann, muß auf 
ſeiten des den Lohn Sahlenden, alfo auf feiten des Arbeitgebers, 
erſt die Möglichkeit zur Zahlung des höheren Lohnes gegeben ſein. 
Hier ift der Vorgang ja der, daß das Unternehmen Aufwendungen 
zu machen hat für Rohſtoffe, Maſchinen, Kapitalkoſten, Steuern 
uſw., zu denen dann die Lohnkoſten der Verarbeitung treten. Aus 
dem Erlös für die Waren müſſen diefe Aufwendungen wieder her- 
eingebracht werden. Die Löhne find alfo ein Teil der Produktions- 
koſten und damit auch ein Teil des Warenpreiſes. Eine je größere 
Rolle die Lohnkoſten innerhalb der gejamten Herſtellungskoſten 
ſpielen, deſto größer iſt natürlich die Einwirkung einer Lohn⸗ 
erhöhung auf den Preis. Da das Unternehmen die Erlöſe für die 
verkauften Waren aber erſt in einem ſpäteren Seitpunkt wieder 
hereinbekommt, muß es eine gohnerhöhung zunächſtein⸗ 


die ſekundären Auswirkungen auf der Seite der 


mal aus vorhandenen Mitteln, alſo ſchließlich 
aus ſeinem bisherigen Gewinn, bezahlen. Jede 
Lohnerhöhung ſchmälert alſo den Reinertrag des Unternehmens und 
vermindert daher diejenigen Beträge, die das Unternehmen für die 
Bildung eigenen Kapitals und damit für die Erneuerung und Aus⸗ 
geſtaltung ſeines Maſchinenparks uſw. zur Verfügung hat. Die 
Lohnerhöhung iſt alſo zunächſt nichts weiter als eine Verſchiebung 
eines Teils der bisher dem Unternehmen zur Verfügung ſtehenden 
Mittel auf die Arbeitnehmer. Die dem Unternehmen zur Ders 
fügung ſtehenden Mittel lagen ja auch nicht nutzlos da, ſondern 
wurden zum Ankauf von Rohſtoffen, zur Abdeckung von Schulden, 
zur Erweiterung des Geſchäfts uſw. verwandt. Dieſe Möglichkeiten 
vermindern fih um das Ausmaß der Lohnerhöhung. Ein Unter⸗ 
nehmen kann beiſpielsweiſe gewiſſe Maſchinen, die es aus ſeinem 
bisherigen Gewinn kaufen wollte, nicht erwerben, wenn dieſe Ge⸗ 
winne zu Lohnerhöhungen verwandt werden. Die Folge hiervon 
iſt, daß der Fabrikant dieſer Maſchinen für ſein Unternehmen keine 
Aufträge bekommt und daher ſeine Arbeiter für dieſen Auftrag 
nicht mehr beſchäftigen kann. Während alſo die Lohnempfänger, die 
den höheren Lohn erhalten, auf dem Markt eine größere Nachfrage 
nach irgendwelchen Dingen entfalten können, muß der Arbeitgeber 
ſeine Nachfrage einſchränken mit der Folge, daß irgendeine andere 
Stelle der Wirtſchaft, an die er bisher ſeine Nachfrage gerichtet hat, 
weniger zu tun bekommt; dies muß ſich ſchließlich auch auf die 
Arbeiterſchaft, die dieſe Produkte, die das Unternehmen gekauft 
hat, herſtellt, in geringerer Beſchäftigung, evtl. in Arbeitsloſigkeit 
auswirken. Ganz kraß geſprochen, wird die Möglichkeit zur 
verbeſſerten gebensführung der einen Arbeit ⸗ 
nehmergruppe durch eine Verringerung der Be⸗ 
ſchäftigungs möglichkeit und damit natürlich 
Verringerung der Lebens möglichkeit anderer 
Arbeitnehmergruppen erkauft. 

Das Unternehmen, welches die Eohnerhöhung zahlen foll, wird 
natürlich beſtrebt ſein müſſen, dieſe Minderung ſeines Ertrages 
irgendwie auszugleichen, und dies iſt der Punkt, auf welchen die 
erſtere Theorie einer günſtigen Wirkung von Lohnerhöhung beſon⸗ 
deres Gewicht legt. Sie ſagt nämlich, daß in einem ſolchen Falle 
das Unternehmen „rationaliſieren“ wird, daß der Arbeitseffekt ge⸗ 
ſteigert und auf dieſe Weiſe ſchließlich größere Gewinne trotz der 
Lohnerhöhung erzielt werden. Gewiß iſt zugegeben, daß eine 
Schmälerung der Gewinnmöglichkeiten, fei ſie nun durch Lohn- 
erhöhung oder durch irgendwelche ſonſtigen Erhöhungen der Pro- 
duktionskoſten verurſacht, einen Anſporn zu rationellerer Betriebs- 
führung bildet. Derartige Anſporne find aber für das Unter- 
nehmen in jedem Augenblick gegeben, denn die Konkurrenzverhält⸗ 
niſſe, Dorfprünge der Konkurrenz auf dem Gebiete der Rohſtoff⸗ 
beſchaffung, der techniſchen Ausgeſtaltung, der beſſeren Kapitalver- 
ſorgung, der Steuerlaſt uſw. ſorgen ſtets dafür, daß verſucht werden 
muß, den Effekt des Unternehmens immer wieder zu verbeſſern. Es 
bedarf alſo eines beſonderen Antriebes durch die Lohnerhöhungen 
nicht. In welchem Umfange aber derartige „Rationaliſierungen“ 
möglich ſind, hängt von den verſchiedenſten Umſtänden, bei uns vor 
allem von der Geſtaltung der Kapitalverhältniffe und damit der 
Sinshöhe ab. Rationalifierung kann in der verſchiedenſten Form 
erfolgen. Sie kann in beſſerer Arbeitseinteilung beſtehen, die dann 
ihrerſeits in irgendeinem Seitpunkte zur Freiſetzung von Arbeits- 
kräften führt; fie kann auch in techniſchen Derbefjerungen und Um- 
ſtellungen beſtehen, die ebenfalls die Tendenz haben, im Verhältnis 
zum Produktionsumfang die verwendeten Arbeitskräfte zu ver⸗ 
mindern. Grundſätzlich muß alſo die Tendenz der Rationalifierung 
darauf hinausgehen, Arbeitskräfte zu erſparen und eine höhere 
Leiſtung pro Kopf zu erzielen. In einem ſolchen Falle 
wird alſo die Lohnerhöhung gewiſſermaßen von 
den bei einem ſolchen Rationaliſierungsprozeß 
überflüſſig werdenden Arbeitskräften ge⸗ 
tragen. 

Um aber derartige, beſonders techniſche, Rationalifierungen 
durchführen zu können, muß das Unternehmen das nötige Kapital 
beſitzen. Sofern es das Kapital nicht ſelbſt beſitzt, muß es an den 
Kapitalmarkt gehen. Hier kommen wir nun an den Punkt, der für 
die Auswirkung von Lohnerhöhungen auf der Produktionsſeite für 
unſere deutſchen Derhältniffe ganz befonders ſchwer⸗ 
wiegend iſt. Es braucht nicht näher darauf eingegangen zu werden, 
daß der deutſche Kapitalmarkt nicht einmal den laufenden An⸗ 
ſprüchen unſerer Wirtſchaft genügt, daß er alſo zuſätzlichen, durch 
ſolche erzwungene Rationaliſierung verurſachten Anſprüchen erft 
recht nicht genügen kann. Es wird bei der Theorie der günſtigen 
Auswirkung von Lohnerhöhungen gern mit dem amerikaniſchen 
Beiſpiel operiert, aber hierbei folgendes vergeſſen. Das deutſche 
Volksvermögen wurde vor dem Kriege auf etwa 300 bis 350 Milli- 
arden Goldmark geſchätzt; Krieg und Inflation haben große Teile 
davon zerſtört, ſo daß man jetzt mit — m. E. reichlich hohen — 
Schätzungen von etwa 200 Milliarden Goldmark rechnet. Unſer 
Volksvermögen und damit auch das unſerer Geſamtwirtſchaft zur 
Verfügung jtehende Kapital hat fih alfo gegenüber dem Dorfriegs- 
ſtand um etwa ein Drittel verringert. In Amerika liegen die 
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Dinge gerade umgekehrt. Im Jahre 1912 iſt das amerikaniſche 
Volksvermögen auf etwa 800 Milliarden Goldmark, 1925 aber auf 
etwa 1600 Milliarden Goldmark geſchätzt worden. Es iſt alſo — 
unter Berückſichtigung der Geldentwertung — um etwa die Hälfte 
geſtiegen. Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß die Möglichkeit zur 
rationelleren Geſtaltung der Produktion unter den amerikaniſchen 
Kapitalverhältniſſen eine ganz andere ift als unter den deutſchen. 
Die Folge unſerer Kapitalarmut ift der hohe Zinsſatz. Bei jeder 
neuen Verwendung zuſätzlichen Leihkapitals muß das Unternehmen 
vorher feſtzuſtellen verſuchen, welche Erſparnis durch Verwendung 
dieſes Kapitals erzielt werden kann. Je höher der Sinsfuß iſt, 
deſto höher muß die erzielbare Erſparnis ſein, um eine ſolche 
Kapitalverwendung rentabel zu machen. Laſſen fih durch techniſche 
Rationalifierung nur Rentabilitätserfolge erzielen, die geringer find 
als es den aufzuwendenden Sinskoſten entſpricht, fo kann auch ein 
ſtarker Druck auf die Selbſtkoſten, etwa durch Lohnerhöhungen, eine 
ſolche Rationaliſierung nicht rechtfertigen. Dann wird aber der 
Ausgleich für die geſtiegenen Lohnkoſten unmöglich, d. h. die Lohn⸗ 
erhöhung wird dann auch in der Zukunft ſtändig von dem Gewinn 
des Unternehmens getragen. Die Gewinnſchmälerung bedeutet aber 
eine Verringerung der Bildung von Eigenkapital, ſo daß allgemein 
zur Aufrechterhaltung des Betriebes im bisherigen Umfange das 
Unternehmen zur Aufnahme von Leihkapital zu hohem Sins genötigt 
wäre. Hierdurch wird das Unternehmen nicht nur viel abhängiger 
von den, wie wir gerade in den letzten Wochen geſehen haben, auf 
unſeren Kapitalmarkt ſtark wirkenden politiſchen Zufälligkeiten und 
den Zufälligkeiten der Geſtaltung des amerikaniſchen Geldmarktes, 
ſondern der hohe Sinsſatz zehrt auch in zunehmendem Maße an 
den Erträgniſſen des Unternehmens. Es iſt leicht einzuſehen, daß 
hier eines Tages eine Grenze kommt, die die Beſchäftigung des 
Kapitals in dieſer Induſtrie nicht mehr rentabel erſcheinen läßt. 
Die Folge hiervon iſt nun entweder, daß das Kapital ſich aus 
ſolchen nicht genügend rentierenden Unternehmungen zurückzieht, oder 
aber, falls das ja doch zum großen Teil in Gebäuden, Maſchinen 
uſw. ſteckende Kapital nicht herauszuziehen iſt, daß die nötigen Mittel 
zur ſtändigen Moderniſierung und Inſtandhaltung des Betriebes 
nicht mehr vorhanden ſind, der Betrieb alſo in ſich langſam ab⸗ 
ſterben muß. In beiden Fällen iſt die ſoziale Folge die einer ge⸗ 
ringeren Beſchäftigungsmöglichkeit für die Arbeitnehmerſchaft und 
ſchließlich ein Erliegen des Betriebes mit der Folge der Arbeits- 
loſigkeit der in ihm bisher Beſchäftigten. 

Es wird vielfach behauptet, daß die deutſche Induſtrie in den 
letzten Jahren in großem Umfange rationaliſiert habe und dieſe 
Steigerung der Erträgniſſe in der Lohnentwicklung nicht zum Aus⸗ 
druck gekommen wäre. Hierbei wird nicht nur die ſtarke Lohn- 
ſteigerung der letzten Jahre überſehen, ſondern auch die Tatſache, 


daß die Ergebniſſe der Rationalifierung durch eine Erhöhung an- 
derer Selbſtkoſtenfaktoren aufgezehrt wurden bzw. immer noch nicht 
zu Erträgniſſen der Unternehmungen geführt haben, wie ſie not⸗ 
wendig ſind, um unſeren deutſchen Produktionsapparat auch im 
Intereſſe der Beſchäftigung unſerer ſteigenden Arbeitnehmerzahl zu 
vergrößern. Von den ſteigenden Laſten ſind die Aufwendungen für 
das Kapital, alfo die Zinslaften, bereits erwähnt. Es muß aber 
auch noch der ſteigenden Steuerlaſten, der vom Arbeitgeber zu tra⸗ 
genden, mit ſteigendem Lohn ja auch ſteigenden Sozialabgaben ge⸗ 
dacht werden. Wenn beiſpielsweiſe ein Unternehmen das Per- 
hältnis vom Umſatz zum Kapital gegenüber feinem Vorkriegsſtand 
um 40 v. H. verbeſſert hat, jetzt aber mit der Hälfte Leihkapital 
arbeiten muß und hierfür, ſowie für Steuern uſw. um 80 v. B. 
höhere Aufwendungen zu machen hat, fo zeigt diefe Zahlengegen- 
überſtellung, daß trotz der Rationaliſierung und 
ihres erheblichen Effeftes das Unternehmen 
keineswegs beffer fteht, ſondern daß hier ledig- 
lich ein Ausgleich der geſtiegenen Laſten vorliegt. 

Eine Lohnerhöhung muß alſo zunächſt aus dem bisherigen Ge⸗ 
winn eines Unternehmers gezahlt werden. Laſſen ſich infolge der 
Schwierigkeiten der Kapitalbeſchaffung oder mit Rückſicht auf den 
hohen Sinsſatz für Leihkapital keine oder nicht genügend Wege 
finden, den Gewinn wieder auf die zur Bildung von Eigenkapital 
und Zahlung einer ausreichenden Rente notwendige Höhe zu 
bringen, fo ift ein Zufammenfchrumpfen und ſchließliches Abſterben 
dieſes Unternehmens bzw. dieſes Induſtriezweiges die Folge. Die⸗ 
fer Weg vernichtet alfo ſchließlich die Arbeits ⸗ 
möglichkeit für die Arbeitnehmer. Eine politik der 
Lohnerhöhung kann daher einen günſtigen Einfluß auf die Kon- 
junkturentwicklung nur dann haben, wenn die Erhöhung 
nicht zu einem Angriff auf die Gewinne zu 
führen braucht, d. h. alfo, wenn Ausgleichsmög⸗ 
lichkeiten innerhalb der Selbſtkoſten vorhanden 
find. Dieſe Möglichkeit iſt aber bei der Verfaſſung des deutſchen 
Kapitalmarktes und aus einer Reihe anderer Gründe, auf die hier 
nicht näher eingegangen werden kann, außerordentlich vereinzelt und 
generell nicht mehr gegeben. Da zugleich auch die Wirkung der Lohn- 
erhöhung auf der Konfumfeite nicht eine unbedingt günſtige zu fein 
braucht, muß man zu dem Schluß kommen, daß in der Lage, 
in der ſich die deutſche Wirtſchaft befindet, Lohn⸗ 
erhöhungen keine die Konjunktur belebende 
Wirkung haben werden, vielmehr viel eher zu 
einer Auftriebstendenz für die Preiſe und einer 
zu ſtarken Belaſtung der Kapitalbildung, die 
ſchließlich in eine Derringerung der Arbeits 
möglichkeit mündet, führen werden. 


Agypten und ſein König. 


In wenigen Tagen wird König Fuad von Ägypten zu mehr⸗ 
tägigem Aufenthalt in der Reichshauptſtadt eintreffen Sein 
Beſuch bietet willkommene Gelegenheit, ſich auch an dieſer Stelle 
zuſammenfaſſend einmal etwas eingehender mit dem Lande zu 
befaſſen, das durch die Eigenart feiner Verhältniſſe, durch feine 
geographiſche Lage und ſeine Geſchichte, eins der intereſſanteſten 
und wichtigſten Länder der Welt iſt. 


Agypten wird im Oſten durch das Rote 
Meer, im Weſten durch die Sahara begrenzt, 
in ſeiner ganzen Länge vom zweiten Katarakt 
unmittelbar nördlich des Wadi Halfa bis zu 
ſeiner Einmündung ins Mittelmeer vom Nil 
durchfloſſen. Es iſt, wie dies bereits der Vater 
der Geſchichte, der alte Herodot, ausgeſprochen 
hat, ein Geſchenk dieſes Stromes, mit deſſen gelben 
Fluten ſein Schickſal ſeit den älteſten Zeiten auf 
das engſte verbunden war und es auch heute noch 
iſt. Die Fluten des Nil ſind es, die mit ihren 

berſchwemmungen im Sommer und Herbſt 
Agypten jene gewaltige Fruchtbarkeit geben, die 
wei bis drei Ernten im Jahre keine Seltenheit 
ſein läßt. Sie ſind es, die hier in den älteſten 
Seiten der Geſchichte eine Kultur erſtehen 
ließen, deren Bochſtand und Zeugen wir in den 
Pyramiden und rieſenhaften Tempelanlagen be⸗ 
wundern — und ſie ſind es ſchließlich auch, die 
dem ganzen Charakter des Landes und ſeiner Be⸗ 
wohner auch heute noch das Gepräge geben. 


Agypten ift ein ausgeſprochenes Agrar- 
land, deſſen Ertragfähigkeit man heute durch 
rieſige Staudämme, durch ein Netz von Be⸗ 
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wäſſerungskanälen und durch eine ſorgfältige Stromüberwachung 
wieder auf ihre frühere Höhe zu bringen verſucht. Es iſt zugleich 
mit einer Bevölkerungszahl von rund 15 Millionen Menſchen und 
einer anbaufähigen Bodenfläche von rund 51 000 Quadratkilometern 
eins der am dichteſten beſiedelten Länder der Welt. Sein wirt⸗ 
ſchaftliches Rückgrat bildet heute der Baumwollbau. Er umfaßt 
über ein Drittel der geſamten anbaufähigen Fläche und liefert rund 
. 7 Prozent der Welternte an Baumwolle, hat 
andererſeits aber dazu geführt, daß die Menge 
des im Lande gewonnenen Getreides für die 
Ernährung der Bevölkerung nicht ausreicht und 
daher ausländiſches, inſonderheit amerikaniſches 
Getreide eingeführt werden muß. 


Die Bevölkerung beſteht zu 90 Prozent aus 
Mohammedanern, zu 10 Prozent aus chriſtlichen 
Kopten, eingewanderten Europäern und Levan⸗ 
tinern. Sie iſt in ihren alteingeſeſſenen Teilen 
ein Gemiſch aus während der arabiſchen Er⸗ 
oberung eingedrungenen Araberſtämmen und den 
Nachkommen der altägyptiſchen Urbevölkerung, 
den ſogenannten Fellachen. Es ſind dies größten⸗ 
teils Bauern und landwirtſchaftliche Arbeiter, die 
teilweiſe in ärmſten Verhältniſſen leben, anderer- 
ſeits aber die überwiegende Maſſe der ägppti⸗ 
ſchen Bevölkerung ausmachen. Nur geringe 
Teile von ihnen leben in den Städten, die ſich 
dem ganzen Charakter des Landes entſprechend 
bis vor kurzem ſo gut wie ausſchließlich am Nil 
oder in deſſen unmittelbarer Umgebung befanden. 
Die wichtigſten von ihnen find die Landeshaupt⸗ 
ſtadt Kairo, das mit rund einer Million Ein- 
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14. Februar 1917. 

Russischer Außenminister an französischen Botschafter 
in Petersburg: Russische Regierung sagt Frankreich die 
Unterstükung folgender franzö- 
sischer Friedensbedingungen zu: 
„1. Elsaß-Lothringen wird an Frank- 
reich zurückgegeben. 2. Die Gren- 
zen (dieses Gebiets) werden min- 
destens bis zum Umfange des 
früheren Herzogtums Lothringen 
ausgedehnt und sind nach den 
Wünschen der französischen Regie- 
rung festzusetzen. wobei die strate- 
gischen Notwendigkeiten berück- 
sichtigt werden müssen, damit 
auch das ganze Eisenerzrevier 
Lothringens und das ganze Kohlen- 
becken des Saarreviers dem fran- 
zösischen Territorium einverleibt 
wird. 3. Die übrigen linksrheini- 
schen : Gebiete, die jest zum Be- 
stande des ` Deutschen: Reiches 
gehören, sollen von Deutschland 
ganz abgetrennt und von 
jeder politischen und 


an den Oeheimver fragen 
für die Abtrennung vor- 
jesehen. 
= Durch die Geheimabma— 
chung u. feindlichen Kriegs-! “ 
ziele bedrohten Gebiete. 
— Heutige Landesq . 


Die Kriegsziele der Alliierten 


(Fortseizung.) 
wirtschaftlichen Abhängigkeit von Deutsch- 


land befreit werden. 4. Die linksrheinischen Gebiete, 
die dem Bestande des französischen Territoriums nicht 


einverleibt werden, sollen ein 
aulonomes und neufrales Staats- 
wesen bilden und so lange 


von französischen Truppen be- 
seht bleiben, bis die feind- 
lichen Reiche endgültig alle 
Bedingungen und Garantien er- 


füllt haben werden, die im 
Friedensvertag angeführt sein 
werden.“ f 


11. März 1917. 


Russischer Botschafter in Paris 
teilt dem russischen Außenminister 
mit, daß die französische Regie- 
rung die im Jahre 1916 mit Ruß- 
land geschlossenen Verträge über 
Konstantinopel und die 
Meeresenge bestätige und 
Rußland volle Freiheit bei der - 
Festlegung seiner Westgrenze zu- 
erkenne. 


B. Die wirtschaftlichen Kriegsziele der Feinde Deutschlands 


14.— 17. Juni 1916. 

Die in Paris tagende amtliche Wirtschaftskonferenz der 
Alliierten beschließt für die Kriegsdauer die Ver- 
einheitlichung und Verschärfung der Wirt- 
schaftsblockade, für die Zeit nach dem Kriege die 
Fortsetzung des Wirtschafiskrieges gegen die Mittel- 
mächte. Für die Zeit des Wiederaufbaues der 


allierten Länder erklären die Alliierten „ihren gemeinsamen 


Enischluß, die Wiederherstellung der durch 
Zerstörung, Raub und ungerechte Regui- 
sition leidenden Gegenden zu sichern, sowie 
gemeinschaftlich Mittel und Wege ausfindig zu machen, 
ihnen vor allem zur Rückerstattung ihrer Roh- 
stoffe, industriellen und landwirtschaft- 
lichen Anlagen, Vorräte und Handelsflotte 
zu verhelfen“, Den feindlichen Mächten soll für einige Jahre 
das Recht der Meistbegünstigung nicht zustehen. 
„Zwecks Verteidigung ihrer Handels-, Landwirtschafts- und 


Schiffahrtsinteressen gegen wirtschaftliche Angriffe durch 
Überschwemmung mit Waren oder irgend sonstige Kon- 
kurrenz werden die Alliierten gemeinschaftlich einen Zeit- 
raum festseßken, während dem der Handel der fein d- 
lichen Mächte besonderer Behandlung und 
die dorther stammenden Waren entweder 
einem Verbot oder besonderen Methoden 
wirksamer Natur unterworfen sein sollen.“ „Die 
Alliierten werden die Maßnahmen bestimmen, um in ihren 
Gebieten feindliche Untertanen an der Aus- 
übung gewisser Gewerbe oder Berufe zu 
verhindern, die die Landesverteidigung oder die wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit betreffen“ Die beschlossenen 
„dauernden“ Maßnahmen bezwecken die Sicherung der 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit von den „feindlichen“ 
Ländern und sehen diesen gegenüber besondere Zollabga- 
ben und „Verbote zeitweiligen oder dauernden Charakters“ 
vor. x 


C. Der Notenkampf um den Frieden 1916 und 1917 


12. Dezember 1916. 


'Friedensangebot der Mittelmächte. „Der furchibarste 
Krieg, den die Geschichte je gesehen hat, wütet seit bald 
2% Jahren in einem großen Teile der Welt . .. Deutschland 
und seine Verbündeten .. . haben in diesem Kampfe ihre 
unüberwindliche Kraft erwiesen. Sie haben über ihre an 
Zahl und Kriegsmaterial überlegenen Gegner gewaltige Er- 
folge errungen. . . Die letzten Ereignisse beweisen, daß 
auch eine weitere Fortsekung des Krieges ihre Widerstands- 


kraft nicht zu brechen vermag, daß vielmehr die gesamte’ 


Lage zur Erwartung weiterer Erfolge berechtigt. Zur 
Verteidigungihres Daseins undihrer natio- 
nalen Entwicklungsfreiheit wurden die vier 
verbündeten Mächte gezwungen, zu den 
Waffen zu greifen. Auch die Ruhmestaten ihrer Heere 
haben daran nichts geändert. Stets haben sie an 
der Überzeugung festgehalten, daß ihre eigenen 
Rechte und begründeten Ansprüche in 
keinem Widerspruch zu den Rechten der 
anderer Nationen stehen. Sie gehen nicht darauf 
aus, ihre Gegner zu zerschmeitern oder gar zu vernichten. 
Getragen von dem Bewußtsein ihrer militärischen und 
wirtschaftlichen Kraft und bereit, den ihnen aufgezwungenen 


Kampf nötigenfalls bis zum äußersten fortzuseken, zugleich 
aber von dem Wunsch beseelt, weiteres Blutvergießen zu 
verhüten und den Greueln des Krieges ein Ende zu machen, 
schlagen die vier verbündeten Mächte vor, alsbald in 
Friedensverhandlungen einzuireten. Die Vorschläge, die 
sie zu diesen Verhandlungen mitbringen 
werden und die darauf gerichtet sind, Dasein, 
Ehre und Entwicklungsfreiheit ihrer Völker zu sichern, 
bilden nach ihrer Überzeugung eine geeignete 
Grundlage für die Herstellung eines dauerhaften Friedens. 
Wenn troß dieses Anerbietens zu Frieden und Versöhnung 
der Kampf fortdauern sollte, so sind die vier verbündeten 
Mächte entschlossen, ihn bis zum siegreichen Ende zu führen. 
Sie lehnen aber feierlich jede Verant- 
wortung dafür vor der Menschheit und der 
Geschichte ab.“ 


18. Dezember 1916. 


Friedensnote des Präsidenten Wilson (in Berlin am 
21. Dezember überreicht). Nachdem er in der Einleisung 
beiont hat, daß sein Vorschlag unabhängig von dem 
Friedensangebot der Mittelmächte entstanden sei, regt der 
Präsident an, „daß baldigst Gelegenheit genommen werde, 
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von allen kriegführenden Staaten ihre Ansichten über die 
Bedingungen zu erfahren, unter denen der Krieg zum Ab- 
schluß gebracht werden könnte, und über die Vorkehrungen, 
die als Gewähr gegen seine Erneuerung oder die Wieder- 
holung eines ähnlichen Konflikts in Zukunft für hinreichend 
gelten könnten, so daß sich die Möglichkeit böte, sie offen 
zu vergleichen. Dem Präsidenten ist die Wahl der zur Er- 
reichung dieses Zieles geeigneten Mittel gleich. Er würde 
sich glücklich schätzen, in jeder annehmbaren Weise selbst 
dazu beizutragen oder sogar die Initiative zu ergreifen 
der Präsident schlägt keinen Frieden vor, er bietet nicht 
einmal seine Vermittlung an. Er regt nur an, vertrauliche 
Erkundigungen einzuziehen, damit wir, die Neutralen, zu- 
sammen mit den kriegführenden Staaten erfahren, wie nahe 
wohl das Ziel des Friedens sein mag. 


26. Dezember 1916. 


Deutsche Antwort auf Wilsons Note vom 18. Dezember. 
„Der Herr Präsident zeigt das Ziel, das ihm am Herzen 
liegt, und läßt die Wahl des Weges offen. Der Kaiser- 
lichen Regierung erscheint ein unmittel- 
barer Gedankenaustausch als der geeig- 
neiste Weg, um zu dem gewünschten Ergebnis zu ge- 
langen . .. Sie beehrt sich daher, im Sinne ihrer Erklärung 
vom 12. d. M., die zu Friedensverhandlungen die Hand bot, 
den alsbaldigen Zusammentritti von Dele- 
gierten der kriegführenden Staaten an 
einem neutralen Orte vorzuschlagen. Auch die 
Kaiserliche Regierung ist der Ansicht, daß das große Werk 
der Verhütung künftiger Kriege erst nach Beendigung des 
gegenwärtigen Völkerringens in Angriff genommen werden 
kann. Sie wird, wenn dieser Zeitpunkt gekommen ist, mit 
Freuden bereit sein, zusammen mit den Vereinigten Staaten 
von Amerika an dieser erhabenen Aufgabe mitzuarbeiten.“ 


30. Dezember 1916. 


Antwort der Alliierten auf das Friedensangebot 
der Mittelmächie. „Die alliierten Regierungen x 
vereinigt zur Verteidigung der Freiheit der Völ- 


Kerne ‚haben beschlossen, ge- 
meinsam auf die angeblichen 
Friedensvorschläge zu antworten.“ Sie 
protestieren „gegen die beiden wesent- 
lichen Behauptungen der Note der 
feindlichen Staaten . „ welche die 
VerantwortungfürdenKrieg 
auf die Alliierten abwälzen 
will und die den Sieg der 
Mittelmächte verkündet. Die 
Alliierten können diese doppelt un- 
richtige Behauptung nicht zulassen, 
die genügt, jeden Verhandlungsversuch 
zur Unfruchibarkeit zu verurteilen 
Nachdem Deutschland seine Verpflich- 
tungen verletzt hat, kann der von 
ihm gebrochene Friede nicht 


auf sein Wort gegründet 
werden. Eine Anregung ohne Be- 
dingungen für die Eröffnung von Ver- 
handlungen ist kein Friedens- 
angebot. Der angebliche Vor- 
schlag, der, jedes greifbaren Inhalts 
und jeder Genauigkeit entbehrend, 
durch die Kaiserliche Regierung in 
Umlauf gesekt wurde, erscheint 
weniger als ein Friedens- 
angebot denn als ein Kriegs- 
manöver ...... Er beruht auf der 


systematischen Verkennung des Cha- 
rakters des Streites. Für die Ver- 
gangenheit übersieht die deutsche 
Note die Tatsachen, die Daten und 
die Zahlen, die feststellen, daß 
der Krieg gewollt, hervor- 
gerufen und erklärt worden 
ist durch Deutschland und 
Österreich-Ungarn ... Für die Gegenwart stükt 
sich das angebliche Angebot ... auf eine ausschließlich 
europäische „Kriegskarte“, die nur den äußeren und vor- 
übergehenden Schein der Lage und nicht die wirkliche 
Stärke der Gegner ausdrückt.. . . Für die Zukunft erfordern 
die durch die Kriegserklärung Deutschlands verursachten 
Verwüstungen, die unzähligen Attentate, die Deutschland 
und seine Verbündeten gegen die Kriegführenden und 
gegen die Neutralen verübt haben, Sühne, Reparationen 
und Sicherheiten. Deutschland weicht listig dem einen wie 
dem andern aus... In voller Erkenntnis der Schwere aber 
auch der Notwendigkeiten der Stunde lehnen es die alli- 
ierten Regierungen .. ab, sich mit einem Vorschlage ohne 
Aufrichtigkeit und ohne Bedeutung zu befassen. Sie ver- 
sichern noch einmal, daß ein Friede nicht möglich ist, so - 
lange nicht Gewähr besteht für die Wieder- 
herstellung der verletzten Rechte und Freiheiten, für die 
Anerkennung des Grundsaßes der Nationalitäten und der 
freien Exisienz der kleinen Staaten, solange nicht 
eine Regelung gesichert ist, die geeignet 
ist, endgültig die Ursachen zu beseitigen, die so lange die 
Völker bedroht haben, und die einzig wirksamen Bürg- 
schaften für die Sicherung der Welt zu geben 


10. Januar 1917. 


Antwort der Alliierten auf Wilsons Friedensnote vom 
18. Dezember 1916. Die Alliierten „sind der Ansicht, daß 
es unmöglich ist, heute bereits einen Frie- 
den zu erzielen, der ihnen die Sühnen, die 
Reparationen und Bürgschaften sichert, 
auf die sie ein Recht haben infolge des An- 
griffs, für den die Mittelmächte die Ver- 
antwortung tragen“ Ihre Kriegsziele seien in 
ihrer Antwort auf den Friedensvorschlag der Mittelmächte 
angegeben. „Diese Ziele werden in den Einzelheiten mit 
allen Kompensationen und gerechifertigten Entschädigungen 
erst in der Stunde der Verhandlungen auseinandergesekt 
werden. Aber die zivilisierte Welt weiß, daß sie alles Not- 
wendige einschließen und in erster Linie die Wieder- 
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herstellung Belgiens, Serbiens und Monte- 
negros, die ihnen geschuldeten Entschädigungen, 
die Räumung der besetzten Gebiete von 
Frankreich, Rußland und Rumänien mit den 
gerechten Reparationen, die Reorganisation 
Europas, Bürgschaft für einen dauerhaften 
Fr ieden, die Zurückgabe der Provinzen und Gebiete, 
die früher den Alliierten durch Gewalt oder gegen den 
Willen der Bevölkerung entrissen worden sind, die Be- 
freiung der Italiener, Slawen, Rumänen, 
Tschechen und Slowaken von der Fremd- 
herrschaft, die Befreiung der Bevölke- 
Tungen, die der blutigen Tyrannei der 
Türken unterworfen sind, und die Entfernung 
des Osmanischen Reiches aus Europa, weil es 
zweifellos der westlichen Zivilisation fremd ist.“ Die 
Alliierten verwahren sich ausdrücklich gegen eine Gleich- 
stellung mit den Mittelmächten und „zweifeln nicht an 
dem Entschluß der amerikanischen Regierung, selbst den 
blassen Anschein einer auch nur mora- 


lischen Unterstützung der verantwortlichen Ur- 
heber des Krieges zu verm eiden“, 


tois ; 10. Januar 1917. = 
Deutsche Note an die Neutralen. Die Form, in der die 
Gegner dasFriedensangebot der Mittelmächte abgelehnthaben, 
schließt eine Antwort an sie aus. Die deutsche Regierung legt 
aber Wert darauf, den Neutralen ihre Auffassung über die 
Sachlage mitzuteilen, „Deutschland und seine Ver- 
bündeten, die zur Verteidigung ihrer Frei- 
heit und ihres Daseins zu den Waffen greifen 
mußten, betrachten dieses ihr Kriegsziel als erreicht. 
Dagegen haben die feindlichen Mächte sich immer 
weiter von der Verwirklichung ihrer Pläne entfernt, die nach 
den Erklärungen ihrer verantwortlichen Staatsmänner unter 
anderem auf die Eroberung Elsaß-Lothringens 
und mehrerer preußischer Provinzen, die 
Erniedrigung und Verminderung der öster- 
reich-ungarischen Monarchie, die Auf- 
teilung der Türkei und die Verstümmelung 
Bulgariens gerichtet sind. Angesicht solcher 
Kriegsziele wirkt das Verlangen nach Sühne, Wiedergut- 
machung und Bürgschaft im Munde der Gegner über- 
raschend.“ Die Mittelmächte verwahren sich dagegen, daß 
ihr Friedensangebot als Kriegsmanöver bezeichnet wird. 
„Die ohne VorbehaltausgesprocheneBereit- 
Schaft, beim Eintritt in die Verhandlungen 
Ihre Friedensvorschläge bekanntzugeben, 
widerlegtjeden Zweifelanihrer Aufrichtig- 
keit. Die Gegner, in deren Hand es lag, das Angebot auf 
Seinen Gehalt zu prüfen, haben weder die Prüfung versucht 
noch Gegenvorschläge gemacht. Statt dessen erklären sie 
Einen Frieden für unmöglich, solange nicht die Wieder- 
herstellung der verletzten Rechte und Freiheiten, die An- 
erkennung des Grundsakes der Nationalitäten und der 
freien Existenz der kleinen Staaten gewährleistet sei. Die 
ufrichtigkeit, die der Gegner dem Vorschlag der vier ver- 
verbündeten Mächte abspricht, wird die Welt diesen Forde- 
rungen nicht zubilligen können, wenn sie sich das Geschick 
es irischen Volkes, die Vernichtung der 
Freiheit und Unabhängigkeit der Buren- 
Tepubliken, die Unterwerfung Nordafrikas 
durch England, Frankreich und Italien, die Unter- 
drückung der russischen Fremdvölker und 
Schließlich die ohne Vorgang in der Geschichte dastehende 
ergewaltigung Griechenlands vor Augen hält. 
Auch über die angeblichen Völkerrechtsverle&ungen. der vier 
Verbündeten sind diejenigen Mächte nicht befugt, Be- 
Schwerde zu führen, die von Beginn des Krieges an das 
Recht mit Füßen getreten und die Verträge, auf denen es 
beruht, zerrissen haben. England sagte sich schon in den 
ersten Wochen des Krieges von der Londoner Dekla- 
ration los, deren Inhalt seine eigenen Delegierten als 
geltendes Völkerrecht anerkannt hatten, und verlekte im 
weiteren Verlauf des Krieges auch die Pariser Dekla- 
ration.“ Der Aushungerungskrieg gegen Deutschland, 


der Druck auf die Neufralen, die Verwendung farbiger 
Truppen in Europa, das vertragswidrige Hineintragen des 
Krieges nach Afrika, die unmenschliche Behandlung der 
Kriegsgefangenen, die Verschleppung der Zivilbevölkerung 
aus Ostpreußen, Elsaß-Lothringen, Galizien und der Buko- 
wina sind weitere Beweise, wie die Gegner Recht und 
Kultur achten. 
16. Januar 1917. 


Die englische Regierung übersendet dem Präsidenien 
Wilson die englische Übersekung der Antwort der Alliierten 
vom 10. Januar und begleitet sie mit folgenden Aus- 
führungen: „Sr. Majestät Regierung teilt völlig das Ideal 
des Präsidenten, hat aber das starke Gefühl, daß die Dauer- 
haftigkeit dieses Friedens in weitem Maße von seinem Cha- 
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rakter abhängen muß und daß kein dauerhaftes System 
internationaler Beziehungen auf Grundlagen errichtet 
werden kann, die tatsächlich hoffnungslos mangelhaft sind. 
Dies tritt klar zutage, wenn wir die Hauptumstände be- 
trachten, die das Unglück ermöglichten, unter dem die Welt 
jetzt leidet. Diese bestanden in dem Vorhandensein einer 
Großmacht, die von Herrschbegierde verzehrt wurde, in- 
mitten einer Gemeinschaft von Nationen, die für die Ver- 
teidigung schlecht vorbereitet waren, zwar in reichem Maße 


Stärke der Kriegsflotten 1914 


in 1000 Brutto-Reg.-To 


untersfübt durch internationale Gesetze, aber durch keine 
Maschinerie“) um sie durchzusetzen und geschwächt durch 
die Tatsache, daß weder die Grenzen der verschiedenen 
Staaten noch ihre innere Verfassung mit den Bestrebungen 
ihrer einzelnen Rassen übereinsfimmten oder ihnen 
gerechte und billige Behandlung sicherten. Dak 
dieses lektere Ubel stark gemildert werden würde, wenn 

3) Heer und Marine Englands, Frankreichs und Rußlands zählten im 
Frieden: 3198000 Köpfe, Heer und Marine Deutschlands und Österreich- 
Ungarns im Frieden: 1341000 Köpfe. Im Kriege zählten die Landstreit- 
kräfte Englands, Frankreichs und Rußlands 9281000 Köpfe, die Deutschlands 
und Österreich-Ungarn 6122 000 Köpfe. Die Flotte des Dreiverbandes zählte 43, 
die Deutschlands und- Österreich-Ungarns 20 Großkampfschiffe. Der Gesamt- 


tonnengehalt der Flotte des Dreiverbandes betrug 3 264 000, derjenige Deutschlands 
und Österreich-Ungarns 1268 000. i 


Der Heimatdienst 


die Alliierten die in ihrer gemeinschaftlichen Note ent- 
worfenen Veränderungen in der Karte Europas durchsetzen 
könnten, ist offenbar, und ich brauche nicht besonders 
-darauf hinzuweisen. . Augenscheinlich erfordern die 
Friedensinteressen und die Ansprüche der Nationalitäten 
in gleicher Weise, daß die türkische Herrschaft über fremde 
Rassen wenn möglich beendet wird, und wir dürfen hoffen, 
daß die Austreibung der Türkei aus Europa ebensoviel zur 
Friedenssache beitragen wird wie die Zurückgabe von 
Elsaß-Lothringen an Frankreich, der italienischen Irredenta 
an Italien oder jede andere der Gebietsveränderungen, die 
in der Note der Alliierten angegeben werden. Es ist augen- 
scheinlich, daß solche territorialen 
Wiederherstellungen, wenn sie auch 
die Gelegenheiten zum Kriege ver- 
mindern können, keine hinreichende 
Sicherheit gegen dessen Wiederkehr 
bieten, wenn Deutschland oder viel- 
mehr diejenigen Kreise in Deutschland, 
die seine öffentliche Meinung bilden 
und seine Geschicke leiten, sich wie- 
derum vornehmen, die Welt zu be- 
herrschen. Daher kann das eng- 
lische Volk, obwohl es den Wunsch 
des Präsidenten nach Frieden vollauf feilt, nicht glauben, 
daß der Frieden dauerhaft sein kann, wenn er nicht auf den 
Erfolg der Sache der Alliierten gegründet ist.“ 


31. Januar - 1917 


Gleichzeitig mit der Ankündigung des uneingeschränkten 
U-Bootkrieges überreicht Graf Bernstorff in Washington die 
Bedingungen, die die deutsche Regierung zur Grundlage 
von Friedensverhandlungen zu machen beabsichtigte: Zu- 
rückerstattung des von Frankreich besetzten Teiles 
des Oberelsaß an Deutschland. Gewinnung einer 


Deutschland und Polen gegen Rußland 
und wirtschaftlich sichernden Grenze. 
Restitution in Form einer Verständigung, die Deutsch- 
land einen seiner Bevölkerungszahl und seinen wirtschaft- 


strategisch 
Koloniale 


lichen Interessen entsprechenden Kolonialbesik sichert. 
Rückgabe der von Deutschland besetzten fran- 
zösischen Gebiete unter Vorbehalt strategischer 
und wirtschaftlicher Gren zberichfigungen sowie 
finanzieller Kompensationen. Wiederherstellung 
Belgiens unter bestimmten Garantien für die 
Sicherheit Deutschlands. Wirtschaftlicher 
und finanzieller Ausgleich auf der Grundlage 
des Austausches der beiderseits eroberten 
und im Friedensschluß zurückzugebenden 
Gebiete. Schadloshaltung der durch den Krieg 
geschädigten deutschen Unternehmungen 
und Privatpersonen. Verzicht auf alle wirt- 
schaftlichen Abmachungen und Maßnahmen, die ein 
Hindernis für den normalen Handel und Verkehr 
nach Friedensschluß bilden würden, Abschluß ent- 


sprechender Handelsverträge.. Sicherstel- 
lung der Freiheit der Meere. 
5. Juni 1917 


Kundgebung der französischen Kammer über 
: Kriegsziele: „Indem die Kammer den einhelligen 
Protest gegenzeichnet, den die Vertreter des gegen 


seinen Willen Frankreich entrissenen Elsaß-Lothringen im Jahre 
1871 in der Nationalversammlung erhoben, erklärt sie, von dem 
Kriege, der Europa durch den Angriff des imperialistischen . 
Deutschland auferlegt worden ist, die Befreiung der besekten 
Gebiete, die Rückkehr Elsaß-Lothringens zum Mufferland 
und die gerechte Reparation der Schäden zu erwarten; ent- 
fernt von jedem Gedanken an Eroberung und Unterjochung 
iremder Völker, rechnet sie darauf, daß die Anstrengungen 
der Armeen der Republik und der Alliierten es nach der 
Niederwerfung des preußischen Militarismus erlauben 
werden, für 
Bürgschaften des Friedens und der 


die großen und kleinen Völker dauerhafte 
Unabhängigkeit in 


einer jest schon vorzubereitenden 
Organisation der Gesellschaft der 
Nationen zu erlangen.“ 

6. Juni 1917 


Der französische Senat beschließt 
einstimmig folgende Tagesordnung: 

Überzeugt, daß ein dauerhafter 
Frieden nur aus dem Siege der 
alliierten Armeen hervorgehen kann, 
bekräftigt der Senat in den Willen Michazls 
Frankreichs, den Krieg fort- 
zusehen bis zur Rückgabe Elsaß-Lothringens, der Bestrafung 
der Verbrechen, der Reparation der Schäden, der Er- 
langung von Bürgschaften gegen einen Rückstoß des deut- 
schen Militarismus. 


19. Juli 1917 


Friedensresolution des Deutschen Reichstages: 
„Wie am 4. August 1914 gilt für das deutsche Volk auch 
an der Schwelle des vierten Kriegsjahres das Wort der 
Thronrede: ‚Uns treibt nicht Eroberungssucht.‘ Zur Ver- 


teidigung seiner Freiheit und Selbständigkeit, für die Un- 


versehrtheit seines territorialen Besikstandes hat Deutsch- 
land die Waffen ergriffen. 

Der Reichstag erstrebt einen Frieden der 
Verständigung und der dauernden Versöhnung der 
Völker. Mit einem solchen Frieden sind erzwungene 
Gebietiserwerbungen’ und politische, wirt- 
schaftliche und finanzielle Vergewalti- 
gungen unvereinbar. Der Reichstag weist auch alle Pläne 
ab, die auf eine wirtschaftliche Absperrung 
und Verfeindung der Völker nach dem 
Kriege ausgehen. Nur der Wirtischaftsfrieden 
wird einem freundschaftlichen Zusammen- 
leben der Völker den Boden bereiten. Der 
Reichstag wird die Schaffung internationaler 
Rechtsorganisationen tatkräftig fördern. Solange 
jedoch die feindlichen Regierungen auf einen solchen 
Frieden nicht eingehen, solange sie Deutschland 
und seine Verbündeten mit Eroberung und Ver- 
gewaltigung bedrohen, wird das deutsche Volk wie 
ein Mann zusammensfehen, unerschülterlich aus- 
harren und kämpfen, bis sein und seiner Ver- 
bündeten Recht auf Leben und Entwicklung ge- 
sichert ist. In seiner Einigkeit ist das deutsche 
Volk unüberwindlich. Der Reichstag weiß sich 
darin eins mit den Männern, die in heldenhaftem 
Kampfe das Vaterland schüßken. Der unvergäng- 
liche Dank des ganzen Volkes ist ihnen sicher.“ 


Der Heimatdienſt 


wohner am Anfang des Nildeltas gelegen, eins der bedeutendſten 
Kulturzentren der islamiſchen Welt bildet, ſowie Alexandrien, das 
mit einer Einwohnerzahl von rund 600 000 Menſchen der 
Haupthafen des ihnen ſind ſeit der Er⸗ 
bauung des Suez⸗ 
kanals an der 
Oftfüfte Agyp⸗ 
tens noch Port 
Said und Suez 
gekommen. Sie 
liegen am Ein⸗ 
gang beziehungs⸗ 
weiſe Ausgang des 
Kanals und be⸗ 
ſitzen heute rund 
91000 beziehungs⸗ 
weiſe 31000 Ein: 
Kairo, Zitadelle wohner. 
Neben den 
Waſſern des Nils iſt es die geographiſche Lage, die dem 
Charakter Ägyptens und ſeiner Entwicklung ſeit jeher das Gepräge 
gibt. Agypten iſt das natürliche Einfallstor in den afrikaniſchen 
Kontinent. Es iſt wie die Türkei ein Land, wo Okzident 
und Orient einander berühren und damit eine Brücke zwiſchen 
dieſen beiden, über die feit altersher der größte Teil des Waren- 
handels aus dem 
Mittelmeer und aus 
Europa nach Süd⸗ 
aſien und dem 
fernen Oſten geht. 
Dieſe Bedeutung 
hat es inſonderheit 
ſeit der Erbauung 
des Suezkanals, der 
. auch jenen Handel 
und Derfehr feinen 
Weg über Ägypten 
nehmen ließ, der 
bisher den Seeweg 
um Südafrika herum 
nach Oſtaſien und 
Auſtralien gewählt 
e Sie machte 
gypten damit zu 
3 einem Brennpunkt 
des internationalen Weltverkehrs, zugleich aber auch zu einem 
der wichtigſten Länder in dem engliſchen Streben nach Sicherung 
feines Weltreiches. Die Beherrſchung Agpptens wurde für das 
meerregierende England zur unbedingten Notwendigkeit. Ihr 
galt der Kampf Englands gegen Frankreich, das ſeit den Tagen 
Napoleon I. die einflußreichſte Macht in Agppten geweſen 
und deſſen Werk auch der Suezkanal war, ihr galt vor 
allen Dingen die Beſetzung des Nillandes durch England im 


Landes iſt. Zu 


Bert 


j; k | H | TET S 
y = 5 = > 5 
„ fi 
ne ee | 
in — 4 1 
Cop 


Der-El-Bahari, Tempel und Felswand 


Jahre 1882, nachdem dieſes, im Jahre 1875 bereits, den 
Kanal durch einen genialen finanzpolitiſchen Schachzug in 
ſeinen Beſitz gebracht hatte. Dieſe Beſetzung iſt gegen Ende 
= vorigen Jahrhunderts auch auf 
bar Sudan ausgedehnt worden. Sie 
a Agypten zweifellos eine geord⸗ 
ete Verwaltung und Wirtſchaft und 


un ſonſt außerordentliche Vorteile ge⸗ 
acht, ihm zugleich aber auch feine 
und ſtaatliche Freiheit ge⸗ 
Agypten, das bis dahin nur 
türk Namen nach der Oberhoheit des 
iſchen Sultans unterſtand, im übrigen 
aber vollſtändig frei und unabhängig 
1 war, wurde bei Ausbrud 
n Weltkrieges im Jahre 1914 eng- 
iſches Protektorat, nachdem es im 
ahre 1899 bereits in eine gemein; 
jame englisch ⸗ägpptiſche Berwaltung 
im Sudan eingewilligt hatte. 

An dieſer politifhen Lage in 
Agypten hat ſich ſeitdem nur wenig geändert. England 
at zwar im Februar 1922 unter dem Druck der ägyptijchen 
Nationalbewegung und ſeiner ſonſtigen Schwierigkeiten im nahen 
Orient auf das Protektorat verzichtet und Agypten als une 
abhängigen Staat in Form einer konſtitutionellen Monarchie 
formell anerkannt. Seine völlige Unabhängigkeit aber hat 
Agypten damit noch lange nicht wiedergewonnen. Die Aufhebung 
des englifchen Protektorats ließ vier Fragen unberüdfichtigt, 
deren entſcheidende Bedeutung für die engliſche Machtſtellung 
im Mittelmeer, im nahen Orient und in Indien auf der 


behalten bleiben. 


Schiff im Suez-Kanal 


Band liegt, deren Vichtberückſichtigung andererſeits aber den Wert 
der den Agyptern zugeſtandenen Unabhängigkeit weſentlich herab⸗ 
minderte. Dieſe vier Fragen bezogen fih auf die Surüdziehung der 
engliſchen Beſatzungstruppen und die Kontrolle der ägyptiſchen Ur- 
mee durch Eng⸗ 
land, auf die Ver⸗ 
teidigung Agyp⸗ 
tens gegen fremde 
Angriffe und den SAE 
Schutz der fremden Re 
Intereſſen, auf 
die Kontrolle der 
ägyptiſchenelußen⸗ 
politik und die Auf⸗ 
rechterhaltuug der 
engliſchen Macht⸗ 
ſtellung im Sudan. 
Ihre Regelung 
ſollte ſpäteren Der- 
handlungen vor- 
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Diefe Der- Kairo, Hof der Moſchee Mohamed Ali 
handlungen haben : 
nach wiederholten ſchweren Konflikten Agpptens mit England 
im Juli 1927 begonnen und mit mehreren Unterbrechungen bis 
zum Dezember dieſes Jahres gedauert. Ihr Ergebnis war ein 
englifch-ägyptifcher Dertragsentwurf, in dem England zwar neben 
der Derficherung, bei den übrigen Mächten für die von Agypten 
erſtrebte Aufhebung der fremden Kapitulationen einzutreten, 
in die Aufhebung 
des bisherigen 
engliſchen Dber- 
befehls über die 
ägyptiſche Armee 
und ſeine Um⸗ 
wandlung in einen 
ägyptiſchen ein- 
willigte, diefe Zu- 
geſtändniſſe an⸗ 
dererſeits jedoch 
abhängig machte 
von der unver⸗ 
änderten Kontrolle 
der ägpptiſchen 
Außenpolitik, von 
der ägpptiſchen 
Anerkennung der 
engliſchen Macht⸗ 
ſtellung im Sudan und vom weiteren Verbleib der engliſchen Trup- 
pen am Nil. Ihre Zurüdziehung follte früheftens nach Ablauf von 
fünf Jahren, und auch dann nur bis an den Suezkanal erfolgen, im 
übrigen aber abhängig ſein von der weiteren Entwicklung der po— 
litiſchen Lage in Agypten. 

Dieſer Vertragsentwurf ift von den ägyptiſchen Nationaliften, 
die, in der ſogenannten Wafdpartei zuſammengeſchloſſen, die bei 
weitem überwiegende Maffe des ägyptiſchen Volkes darſtellen, ab- 
gelehnt worden. Die ägyptifchen Nationa- 
liſten waren zwar bereit, mit England ein 
militäriſches Bündnis abzuſchließen, das 
im Kriegsfalle beide Länder zu gegenſei⸗ 
tiger Unterſtützung verpflichtet und Eng⸗ 
land in dieſem Falle auch das Recht ge- 
geben hätte, die ägyptiſchen Häfen, Flug⸗ 
plätze und Eiſenbahnen zu benutzen. Sie 
waren auch bereit, unter formeller Auf- 
rechterhaltung ihrer bisherigen Anſprüche 
in den Fortbeſtand des im Jahre 1899 ab- 


Cheopspyramide und Sphinx 


geſchloſſenen englifch-ägyptifchen Sudan- 
vertrages einzuwilligen. Was ſie aber 
forderten, war die ſofortige Zurück- 


nahme der engliſchen Beſatzungstruppen 
und die Wiederherſtellung der vollen ägypti⸗ 
ſchen Souveränität. Die engliſche Regie- 
rung hat ihrerſeits dies abgelehnt. 
Sie beſteht auf unveränderter Annahme des von ihr vorgeſchlagenen 
Dertragsentwurfs, 7 

Die politiſche Lage in Agppten ift damit heute noch die gleiche 
wie im Februar 1922. Sie hat neben ihrer außenpolitiſchen aber 
auch noch eine innerpolitiſche Seite, deren Grundlagen gegeben 
find durch die verſchiedenartige Einſtellung der einzelnen ägypti⸗ 
ſchen Parteien gegenüber der Verſtändigung mit England. Dieſe 
verſchiedenartige Einſtellung kommt zum Ausdruck in der Haltung 
des ägyptiſchen Königs und der ihm naheſtehenden Kreife, die mit 
allen Mitteln verſuchen, mit England in ein vertraglich feſtgelegtes 
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Verhältnis zu kommen, und die von England hierfür gemachten 
Vorſchläge als eine im Rahmen des zur Zeit Möglichen geeignete 
Baſis anſehen. Die Folge davon ſind innerpolitiſche Span⸗ 
nungen in Agypten, die überbrückt wurden, ſolange an der Spitze 
der ägpptiſchen Nationaliſten eine Perſönlichkeit ſtand wie der ver⸗ 
ſtorbene Saad Zaghlul Paſcha, fofort jedoch mit aller Schärfe her- 
vortraten, als nach deſſen Tode eine ſolche Führerperſönlich⸗ 
keit nicht mehr vorhanden war. Ihr Ergebnis waren ſchließlich 
innerpolitiſche Verhältniſſe in Agypten, die der Regierung und dem 
~ König eine geordnete Regierungsweiſe fo gut wie unmöglich mach⸗ 
ten und geeignet waren, Agypten in neue unabſehbare Derwidlun- 
gen mit England zu bringen. Dieſe innere Spannungen haben im ver⸗ 
gangenen Jahre König Fuad veranlaßt, im Einvernehmen 
mit feinen Miniſtern die Verfaſſung für drei Jahre zunächſt außer 
Kraft zu ſetzen und für dieſe Seit die geſamte Regierungsgewalt 
ſelbſt zu übernehmen. 


Die Saarlüge und das deutſche Land an der Saar. 


Von Derwaltungsdireftor V o gel- Berlin, Leiter der Geſchäfts⸗ 
ſtelle „Saar⸗Derein“. 

„Meiner Meinung nach iſt es ganz gleichgültig, ob die Dolfs- 
abſtimmung 1955 oder 1955 ſtattfindet. Die Saarbevöl- 
kerung will zu ihrem deutſchen Daterlande 

urüd. Sie umfaßt 780 000 Perſonen, die praktiſch alle Deut- 

ſche ſind. Sie werden verſtehen, daß 780 000 Deutſche nicht 
entzückt davon find, von vier Ausländern regiert zu werden. 
Die Bevölkerung wurde allen politiſchen 
Einfluſſes beraubt.“ 

So ſchrieb der im Jahre 1927 von ſeinem Poſten als Präſident 
der Saarregierungskommiſſion zurückgetretene Kanadier Stephens 
in einem Aufſatze des in Montreal herausgegebenen „Star“. So 
ſprach der Mann, der in etwa dreijähriger Tätigkeit innerhalb der 

Saarregierungskom⸗ 
miſſion als Nachfolger 
des Franzoſen Rault 
gewiß hinreichend Ge⸗ 
legenheit hatte, die 
deutſche Bevölkerung 
und die Verhältniſſe 
an der Saar fennen- 
zulernen. Dieſen Wor- 
ten des früheren Saar- 
präſidenten Stephens 
braucht man nichts 
hinzuzufügen, ſie cha⸗ 
rakteriſieren die Saar 
frage hinreichend. 

Dort an der 
Saar kämpft die durch 

N 3 den Machtſpruch von 
Verſailles gegen ihren Willen vom deutſchen Daterlande und 

deutſchem Stammvolk zeitlich abgetrennte Bevölkerung ohne 
Wanken und Jagen für ihre Wiedervereinigung, für ihre und für 
Deutſchlands Freiheit, indem ſie immer wieder gegen die Lüge von 
den 150 000 Saarfranzoſen Clemenceaus zeugt. Die Saarfrage iſt 
löſungsüberreif. Der Völkerbund würde ſich ſelbſt den beſten 
Dienſt erweiſen, wenn er ſeinen ganzen Einfluß aufböte, um 
Frankreich zur Liquidierung der Saarfrage zu veranlaſſen. Be⸗ 
zeichnet nicht auch der Vorgänger Stephens, das kanadiſche Mitglied 

der Saarregierung Waugh, ſeinerzeit wegen der unhaltbaren Zu- 
ſtände an der Saar dieſes Dölferbundsgebiet ein „Unruhezentrum 
Europas“ d . 

Die Sinnloſigkeit des Derfailler Diktats mit 
feinen zerſtörenden Wirkungen in politifcher, wirtfchaftlicher und 
kultureller Beziehung hat fih beſonders augenfällig an dem bes 
klagenswerten Schickſal des Saargebietes gezeigt. Zur Rege- 
lung der Saarfrage iſt es bekanntlich erſt nach langen 
ſchweren Kämpfen zwiſchen Clemenceau, Llopd George und Wilſon 
gekommen, da Frankreich nichts mehr und nichts weniger als die 
völlige Annexion des Saargebietes verlangte. Wilſon ſetzte dieſen 
Anſprüchen heftigen Widerſpruch entgegen, indem er die Richtigkeit 
der von den Franzoſen mit wirtſchaftlichen, geographiſchen, ge- 
ſchichtlichen, politiſchen und rechtlichen Hinweifen begründeten 
Forderungen bezweifelte. Erft als Clemenceau auf eine angeblich 
beſtehende Adreſſe von 150000 Saarfranzoſen, die die 
Wiedervereinigung mit Frankreich wünſchten, verwies, ließen ſich 
Wilſon und Lloyd George auf eine Regelung ein, wie ſie in 
den Artikeln 45 bis 50 mit den zwei Kapiteln des Saarſtatuts 
im Derfailler Diktat feſtgelegt wurde. 
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Die kanaliſierte Saar bei Güdingen 


König Fuad, der ſeit dem Jahre 1917 zunächſt als Khedive 
und dann als König an der Spitze des ägpptiſchen Staates ſteht, 
hat fih mit dieſen Maßnahmen im Gegenſatz zu großen Teilen 
ſeines Volkes geſtellt. Gb er damit richtig gehandelt hat, läßt ſich 
von hier aus nicht überſehen; das wird die Zukunft zeigen. Ein 
Urteil hierüber zu fällen ſteht uns in jedem Falle nicht zu. Wir haben 
dazu auch keine 1 da Deutſchland an den inneren und 
äußeren Verhältniſſen Agyptens in keiner Weiſe beteiligt ift. 
Deutſchland verfolgt in Agypten keinerlei politiſche Abſichten. Es 
erſtrebt in Agypten allein wirtſchaftliche und kulturelle Ziele. Seine 
dortige Tätigkeit erſtreckt ſich allein auf die Herſtellung möglichſt 
enger, für beide Länder vorteilhafter Handelsbeziehungen, ſowie auf 
die Erforſchung der ägyptiihen Altertumskunde, wie fie zum Aus⸗ 
druck gekommen iſt in den deutſchen Ausgrabungen auf dem 
Pryramidenfelde von Gizeh und der Wiedereröffnung des deutſchen 
archäologiſchen Inſtituts in Kairo, = 


Zur Zeitgeſchichte —— 


Sehn Jahre leben die deutſchen Brüder an der Saar 
nun ſchon unter der völkiſchen Lostrennung vom 
Reich unter einer Fremdherrſchaft, die noch immer 


nicht den ihm zu treuen Händen anvertrauten Gebiete dienen, 
ſondern in allen entſcheidenden Fragen gerade dem franzöſiſchen Macht⸗ 
haber, der die ar 
Hände nach 
demSaargebiet 
aus ſtreckt, will⸗ 
fährig iſt. Noch 
immer weigert 
ſich Frankreich, 
die Saar wie⸗ 
der frei zu 
eben. Dabei 
ſchwelt eine 
neue Gefahr 
eh zer Vereinigte Hütten- und Stahlwerke Burbach - Gſch-Hudelingen 
Die Gefahr der Zerſtückelung durch Frankreich, wenn es nicht das 
ganze Gebiet an ſich zu reißen vermag. „Warndtgefahr“ und 
„ſaarländiſch⸗lothringiſche Wirtſchaftsverbun⸗ 
denheit“ find die Geſichtspunkte, die heute in der franzö⸗ 
ſiſchen Saarpolitik hervortreten und düſtere Schatten um 
die Zukunftsentſcheidung für unfer fo treudeutſches Sargebiet 
ſpinnen. — 

Noch iſt die Aufgabe, die ſich der Bund der Saarvereine 
und die Geſchäftsſtelle „Saar-Derein“ als vaterländiſche 
überparteiliche Organiſation, deren Gründung vor zehn 
Jahren erfolgte, mitzuwirken nach Kräften an der Deutſcherhaltung 
des ungeteilten Saargebiets, nicht erfüllt. Ihre Hauptaufgabe iſt 
es, im Deutſchen Reiche überall das Intereſſe und Verſtändnis für 
das traurige Geſchick des vom Reiche losgetrennten und jahrelang 
hindurch faſt hermetiſch abgeſchloſſenen Saargebietes zu wecken 
und zu feſtigen, um ſo dem Kampf der Saarbevölkerung um die 
Deutſcherhaltung ihrer Heimat im Reiche einen Stützpunkt zu geben. 
Deshalb find die im Reiche zerſtreut lebenden Saarländer in ört- 
liche Organiſationen z 
(Ortsgruppen) zuſam⸗ 
mengefaßt, um ſo auch 
eine Stätte alter 

Heimatgefühle zu 
ſchaffen. An die Spitze 
ihrer hochbedeutſamen 
vaterländiſchen Auf- 
klärungsarbeit dürfen 
wohl mit Recht die 
alljährlich ſtattfinden⸗ 
den großen Saar- 

kundgebungen 

mit den Jahres- 

tagungen des 
Bundes der Saar- 
vereine geſtellt werden. In eindruckvoller Weiſe bringen dieſe 
alljährlichen Saarkundgebungen die Zuſammengehörigkeit des Saar- 
volkes mit Deutſchland zum Ausdruck. Aufgebaut auf der deutſchen 
Selbſthilfe aus eigener Kraft find die Geſchäftsſtelle „Saar- 
Verein“ und der Bund der Saarvereine als private 
Organiſationen angewieſen auf die Gpferfreudigkeit der an- 
geſchloſſenen Einzelmitglieder, Körperſchaften, Ortsgruppen uſw. 

Die diesjährige 9. Tagung des Bundes der Saar- 
vereine, welche vom 8. bis 10. Juni in Münſter i. W. unter 
dem Protektorat des Reichskanzlers a. D. Dr. h. c. Marx ſtattfindet, 


Alt-Ottweiler 


Raus an alle, die 
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ſteht unter dem Mahnruf „Weg mit der Saarlüge“. Was 
dieſer Tagung noch eine beſondere Bedeutung geben wird, ſind die 
Anſprachen des Keichsinnenminiſters Severing und der Reihs- 
tagsabgeordneten Profeſſor Prälat Dr. Kaas, ſowie der wirkungs⸗ 
volle Abſchluß der großen Weiheſtunde abends gegen 10 Uhr auf 


dem Domplatz, unter Mitwirkung von 1500 Sängern der Stadt 


Münſter i. W. und von Muſikkapellen, bei Feſtbeleuchtung der alt⸗ 
forijin Stadt Münſter und bei feierlichem Glockengeläute aller 
ee von Münſter. Mit dieſer Kundgebung und mit feinen 

ahnungen Se ti fih der Bund der Saarvereine von Münſter 
5 le, r Recht und Gerechtigkeit, für Wahrheit und 
für Selbſtbeſtimmung auch in der Sine een um ſo 
am Werke des Friedens und der Derjöhnung 
und der Gerechtigkeit mitzuwirken. 


Die Reichsanleihe. 


Die Vorlage und Derabfchiedung des „Geſetzes über Maß⸗ 
nahmen zur Beſſerung der Kaſſenlage“ hat die Aufmerkſamkeit 
der Öffentlichkeit noch viel ſtärker auf den Reichshaushalt und 
die Kaſſenlage des Reichs gerichtet als die ſehr ſchwierigen poli⸗ 
tiſchen Verhandlungen, die nach der Vorlage des Etats für 1929 
ir dem bekannten Kompromiß der Regierungsparteien führten. 

ie energiſchen und zum Teil ſchmerzhaften Abſtriche im Reichs ⸗ 
haushalt, die dieſes Kompromiß vorſah, um den Ausgleich des 
Etats möglichſt ohne Steuererhöhungen zu erzielen, konnten viel- 
leicht den Eindruck erwecken, als ob für 1929 finanzpolitiſch das 
Weſentliche getan fei. Tatſächlich haben die jetzt von der Reichs ⸗ 
regierung. vorgeſchlagenen und vom Reichstag beſchloſſenen finan- 
ziellen Notmaß nahmen, die Begebung einer ganz ungewöhnlich aus- 
geſtatteten Reichsanleihe im Betrage von 500 Millionen und die 
allmähliche Veräußerung der dem Reich gehörenden Vorzugsaktien 
der Deutſchen Reichsbahn an öffentliche Kreditinſtitute und die 
Träger der Sozialverſicherung auch nicht den Zweck, ein defizit 
im ordentlichen Haushalt zu decken, ſondern die aufs äußerſte an⸗ 
geſpannte Kaſſenlage des Reichs zu entlaſten. Unter Kafjenlage 
verſteht man das Verhältnis, in dem die in der Kaffe befindlichen 
Mittel des Reichs zu feinen jeweiligen Ausgabeverpflichtungen 
ſtehen. Das Reich braucht regulär etwa einen Betriebsmittelfonds 
in Höhe von 500 Millionen, um die an den Ultimoterminen ent⸗ 
ſtehende Bedarfsſpitze glatt decken zu können. Die Bereitſtellung 
dieſes Fonds würde natürlich, wenn niemals ein eigentliches Des 
ſizit im Haushalt aufträte, keine Schwierigkeiten machen, um fo 
weniger, als das Reich bei der Reichsbank einen Kontofredit in 
Höhe von 100 Millionen zur verfügung hat und außerdem bis 
zum Betrage von 400 Millionen Schatzwechſel begeben darf, die von 
der Reichsbank aufgenommen werden können. 

Wenn jetzt die Keichskaſſe in fo außerordentliche Schwierig⸗ 
keiten geraten ift, daß der Reichsfinanzminifter eine Anleihe von 
500 Millionen und außerdem noch die Veräußerung der im Reichs⸗ 
eigentum befindlichen Vorzugsaktien der Reichsbahn im Betrage 
von 700 Millionen RM. zur Herſtellung einer normalen Kaffen- 
lage für notwendig hält, ſo könnte das zunächſt die Reichsfinanz⸗ 
wirtſchaft in einem bedenklichen Licht erſcheinen laſſen. Wenn 
man jedoch die Gründe, die zu dieſer unerfreulichen Kaſſenlage 
geführt haben, näher unterſucht, ſo ſieht man, daß von einer Ge⸗ 
fährdung der Reichsfinanzen und einer Defigitwirtſchaft gar keine 
Rede fein kann. Die Anſpannung der Reichskaſſe erklärt fih näm- 
lich daraus, daß weit zurückliegende Ausgaben des außerordent⸗ 
lichen Haushalts, für deren Deckung urſprünglich Anleihen vor⸗ 
geſehen waren, zunächſt aus Kaffenmitteln, aus Einnahmen des 
Koentlichen Haushalts gedeckt worden find, weil die Lage des 

apitalmarktes feiner Zeit eine Anleiheaufnahme nicht zuließ. 

ieſer nicht gedeckte Fehlbetrag im außerordentlichen Haushalt be⸗ 
trug urſprünglich etwa 1 Milliarde und iſt ſchließlich durch Der- 
wendung von berſchüſſen aus dem ordentlichen Haushalt durch 
nachträgliche Abſtreichung einzelner Ausgaben uſw. auf 658 Mil⸗ 
lionen reduziert worden. daß man überhaupt Ausgaben des 
außerordentlichen Haushalts mehr oder weniger durch Anleihen 
deckt, iſt allgemein üblich und entſpricht ziemlich allgemein als ge⸗ 
ſund anerkannten finanzpolitiſchen Grundſätzen, wenn es ſich um 
außerordentliche einmalige Ausgaben oder Ausgaben für werbende 
Swede handelt. Die erſte Anſpannung der Reichskaſſe entſtand alfo 
dadurch, daß etwa 600 Millionen aus Kaſſenmitteln für dieſes 
ſeit 1927 durchgeſchleppte Defizit im außerordentlichen Haushalt 
aufgewendet werden mußten. Dazu kamen nun in dieſem Jahre die 
Vorſchüſſe, die das Reich auf Grund der unvorhergeſehenen und 
ganz ungewöhnlichen Arbeitsloſigkeit an die Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung im Laufe der letzten Monate zu leiſten hatte — ſie werden 
den Betrag von etwa 400 Millionen erreichen —, und ſchließlich 
kam ein weiterer Kaſſenausfall dadurch, daß Kredite, die das Keich 
an die Preußenkaſſe und die Reichsbahn gegeben hatte, nicht zum 
erwarteten Termin zurückgezahlt wurden. Hieraus geht hervor, daß 


die jetzt geplante finanzielle Entlaſtungsaktion zum Ausgleich von 


Belaſtungen der Vergangenheit, und zwar zum Teil ſehr weit zurück ⸗ 
gehenden Belaſtungen dient und daß die Wiederkehr einer ähnlichen 
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Lage nicht zu befürchten iſt, da weder im ordentlichen noch im 
außerordentlichen Etat künftig ein ähnliches Defizit zu beſorgen iſt. 

Trotzdem bleibt, finanzpolitiſch betrachtet, die Tatſache, daß 
nunmehr ziemlich gewaltſam eine finanzielle Entlaſtung durch⸗ 
geführt werden muß, höchſt unerfreulich, insbeſondere weil die 
gegenwärtige Wirtſchaftslage und die Spannung des Kapitalmarktes 
den Feitpünkt als außerordentlich ungünſtig erſcheinen laffen. 
Nur der Zwang zum Handeln rechtfertigt die Aktion und ihre 
Form. Dieſer Zwang beſteht und läßt weder ein weiteres Ab⸗ 
warten noch einen anderen Ausweg als den der Anleihebegebung zu. 
Das Reich hat fich bisher durch die Inanſpruchnahme kurzfriſtiger 
Kredite bei den Großbanken behelfen müſſen. Dieſer Weg iſt infolge 
der Verſteifung des Geldmarktes und insbeſondere der Kredit- 
reſtriktion der Reichsbank nicht weiter gangbar. Die Banken wären 
ſelbſt beim beſten Willen nicht in der Lage, die ſteigenden Kaffen- 
anſprüche des Reiches durch neue Kredite zu befriedigen. Steuer⸗ 
erhöhungen oder Erhebungen außerordentlicher Abgaben können zur 
Beſeitigung der Kaſſenſchwierigkeiten nicht herangezogen werden. 
Abgeſehen davon, daß die Belaſtung für die Wirtſchaft, die ſteuer⸗ 


lich bereits bis zur Grenze ihrer Leiſtungsfähigkeit in Anſpruch 


genommen iſt, unerträglich iſt und in dieſer Zeit der Depreſſion und 
Geldknappheit nicht verantwortet werden könnte, würde dies Mittel 
auch im Prinzip verfehlt ſein. Die Deckung eines derartigen ein⸗ 
maligen und ungewölmlich hohen Sonderbedarfs durch Steuern 
würde gegen die Grundſätze einer rationellen Finanzpolitik ver⸗ 
ſtoßen. Im übrigen wäre aber der Verſuch, durch neue Steuern 
die Kaſſenſchwierigkeiten zu beheben, ſchon von vornherein deswegen 
ausſichtslos, weil die benötigten Mittel gewiſſermaßen von heute auf 
morgen verfügbar gemacht werden müſſen. Das kann nur im An⸗ 
leihewege geſchehen. ; i 

Mit Rüdficht auf die ungünſtigen Derhältniffe am Kapital- 
marft war es notwendig, die geplante Anleihe ganz befonders aus- 
zuſtatten, wenn man des Erfolges ficher fein wollte. Man hat zu 
einem für Deutſchland gänzlich ungewohnten, im Auslande aber 
oft und erfolgreich angewandten Reizmittel gegriffen: Die Anleihe 
wird von der Dermögensſteuer, der Einkommenſteuer und für den 
erſten Bewerber auch von der Erbſchaftsſteuer freigeſtellt. Damit 
werden dem Anleihezeichner, insbeſondere demjenigen mit großem 
Einkommen, ganz außerordentliche Vorteile neben der Verzinſung 
(2 v. H.) gewährt, ſo daß an dem Erfolge der Anleihe kaum zu 
zweifeln iſt. Der Ausfall, den das Keich durch die Steuervergün⸗ 
ſtigungen erleidet, ſchätzt man auf etwa 10 Millionen, ſo daß für 
das Reich die effektive Belaſtung durch Finſendienſt und Steuer- 
ausfall etwa 9 v. Z. betragen wird. Hierbei ift weniger die tat- 
ſächliche Höhe der Belaſtung, die bei den gegenwärtigen Bedingungen 
am Anleihemarkt unvermeidlich ift, als die Form unerfreulich. Das 
hat der Reichsfinanzminifter ſelbſt in der Begründung feiner Vor- 
lage frei ausgeſprochen und die Parteien, die für das Projekt ge⸗ 
ſtimmt haben, haben dieſes Unbehagen ſelbſt ſtark empfunden. Es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß eine Wiederholung einer ſolchen Maßnahme 
nicht in Frage kommen kann. Die Bedenken, die gegen die Anleihe 
ſprechen, liegen mehr auf moraliſchem als auf wirtſchaftlichem 
Gebiet. Zweifellos widerſpricht die Steuerbefreiung den Grund- 
ſätzen der ſteuerlichen Gerechtigkeit und iſt daher ſteuerpolitiſch wie 
ſozialpolitiſch zu bedauern. 

Von den Seichnern der Anleihe werden die Steuervergünſti⸗ 
gungen ſtark poſitiv gewertet werden. Sie haben die Möglichkeit 
zu einer Kapitalanlage, die gleich günſtig nicht wiederkehren wird. 

In der Wirtſchaft und insbeſondere auf dem Kapitalmarkt wird 
eine Rückwirkung der Anleihemiſſion naturgemäß zu verſpüren ſein; 
jedoch darf man ſie nicht überſchätzen. Es handelt ſich ſchließlich 
nicht darum, der Wirtſchaft neue Beträge zu entziehen, ſondern 
im weſentlichen nur darum, kurzfriſtige Kredite zu fundieren. 
Es ift alfo keine zuſätzliche Belaſtung der Kreditwirtjchaft, 
ſondern nur eine Anderung in der Form der Beanſpruchung. 
Außerdem iſt mit einiger Sicherheit auf einen gewiſſen Zufluß oder 
Rückfluß von Kapital aus dem Auslande zu rechnen. Jedenfalls 
ijt hieran nicht zu zweifeln, wenn die Pariſer Reparations- 
verhandlungen zu einem greifbaren Erfolge führen. 

Die Bedingungen, unter denen die Reichsanleihe aufgelegt wird, 
ſind folgende: 

Die Anleihe wird zuerſt in einem Teilbetrage von 300 Mil- 
lionen RM. in der Zeit vom 24. bis 31. Mai zur Zeichnung auf⸗ 
gelegt, der Emiſſionskurs ift 99 v. H., der Zinsfag 7 v. H. Die An- 
leihe ift frei von Dermögensfteuer und Erbſchaftsſteuer. Bis zum 
8. Juni find 40 v. H., am 5. Juli und am 5. Auguſt je weitere 
50 v. Ñ. einzuzahlen. Der Zinfenlauf beginnt am 1. Juli 1929. Die 
Sinſen find halbjährlich zu zahlen. Die Anleihe ift fünf Jahre 
unkündbar, und wenn von der Kündigung kein Gebrauch gemacht 
wird, innerhalb der nächſten zehn Jahre, alfo vom 1. Juli 1954 an 
jährlich mit je einem Zehntel zu tilgen. Sie iſt in Stücke von 
100, 500, 1000, 5000, 10 000 und 20 000 RM. eingeteilt. Sie wird 
an der Börſe eingeführt werden und lombardfähig in Klaffe I fein. 

Im Falle einer Überzeichnung des zunächſt aufgelegten Teil- 
betrages von 500 Millionen werden Zuteilungen bis zur Höhe von 
500 Millionen erfolgen. Dr. Georg Mertens. 
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Wiener Festwochen! 


Es iſt allmählich zur Tradition geworden, daß Wien nach der 
glücklichen Überwindung einer traurigen Elendsperiode im Kriege 
und in den erſten Nachkriegsjahren ſeinen alten Ruf als Stadt der 
i Freude und eines frohen, künſtleriſch 
vertieften Lebensgenuſſes aufs neue 
zu beweiſen ſucht, der ihr nicht erſt 
ſeit den Tagen 
des berühmten 
Wiener Kon: 
greſſes eignet. 
Die Feiern des 
Beethoven : Ju: ` 
biläums, des 
Schubertjahres 
und in dieſem 
Jahr die Er- 
innerung an die 

— —- . berühmte Walzer-Dynaftie Strauß 
N 5 boten die willkommene Möglichkeit, 
; für die zu Beginn derfchönen Jahres- 
zeit angeſetzten Feſtwochen jeweils ein 
beſonderes Leitmotiv anzuſchlagen. 
Es iſt kein Geheimnis, daß die zahl⸗ 
reichen künſtleriſchen Feſte undmeiſter⸗ 
haften Aufführungen, die Inſzenierung farbenprächtiger Volksfeſte, 
die Durchführung internationaler ſportlicher Wettbewerbe uſw., 
nicht in letzter Linie dazu beſtimmt ſein ſollen, aus handelspolitiſch 
wichtigen Gründen dem an ſich in der letzten Zeit ſehr geſteigerten 
Fremdenverkehr nach Öfterreich Impulſe ganz eigener Art zu geben. 
Doch konnten ſolche national⸗ 
ökonomiſchen, nüchternen Be⸗ 
rechnungen den Deranftaltun- 
gen der bisher durchgeführten 
Wiener Feſtwochen, wie es bei 


Nathaus 


after en dem Grundcharakter der feſtes⸗ 
r frohen und kunſtbeſchwingten 
2 . öſterreichiſchen Bevölkerung 

nicht weiter wundernehmen 


kann, keineswegs den Charakter 
einer herzlichen Urſprünglich⸗ 
keit nehmen. Und ſo zeigen die 
Wiener Feſtwochen fchon feit 
Jahren das erfreuliche Bild 
eines Volksſtammes, der unter 
dem harten wirtſchaftlichen Gebot der Stunde ſeine Vitalität auf einem 
Gebiete zu bekunden ſucht, das ihm ureigenſtes Lebenselement iſt, 
ohne daß die Gefahr nahe rückt, daß mit dieſer Entfaltung leben- 
digen Dolfstums zum materiellen Nutzen der Heimat Intereſſenkon⸗ 
flikte mit den Nachbarn verſchiedener Prägung ent- 
ſtehen. Im Gegenteil ſtellt es eine Art von nter- 
nationaliſierung Wiens in einem günſtigen Sinne 
dar, wenn in 
dieſen Wochen 
Fremde aus 
aller Welt, 
ſelbſtverſtänd⸗ 
lich unter be⸗ 
ſonders reger 
Beteiligung 
der Brüder aus 
dem Reiche, 
an den künſt⸗ 
leriſchen Auße⸗ 
rungen eines 


Neichsbrücke 


Heldenplatz 


Die Burg 


Treppenhaus im Burgtheater 


hochbegabten deutſchen Stammes teilhaben. Denn die boden- 
ſtändige Note und das urſprüngliche, durchaus deutſche Kunji- 
leben der uralten deutſchen Metropole im Süden, die demnächſt das 
Jubiläum ihres 2000 jährigen Ber’ 
ſtandes zu feiern beabſichtigt, ſind in oe u us 
allen künſtleriſchen Programmteilen der o o i 

Wiener Feſtſpiele 
durchwegs zu be⸗ 
merken. Sie werden 
ſich in erſter Linie 
in dem nach ganz 
neuartigen künſt⸗ 
leriſchen Grund⸗ 
ſätzen durchgeführ⸗ 
ten Gewerbefeſtzug 
manifeſtieren, den 
Rudolf Laban nicht 
als Parademarſch prunkvoll geklei⸗ 
deter Menſchenmaſſen, ſondern als 
eine rhythmiſche Expreſſion, die Farbe, 


Alte Gaſſe 


Leben, Bewegung ausſtrahlt, inſzenieren wird. Große Wiener 
Komponijten wie Korngold, Bittner, Granichſtaedten, Wellesz 
und Krenet haben die Muſik für dieſes große Feſtſpiel 
im Freien geſchaffen, die mit rieſigen, künſtleriſch aus⸗ 
geſtatteten Lautſprecherwagen über den ganzen, viele Kilo- 
meter langen Zug erſchallen wird. Ein weiterer Höhe- 
punkt wird die Darſtellung von Georg Büchners Trauer- 
ſpiel „Dantons Tod“ als Frei⸗ 
lichtaufführung im Arkadenhof des 
Rathaufes unter der Regie von 
Max Reinhardt fein. Das mufi- 


kaliſche Programm ift an Reich⸗ 
haltigkeit kaum zu überbieten und 
ſtellt natürlich in den Mittelpunkt die 
Muſik der Straußſchen Walzerkönige 
in Form ihrer klaſſiſchen Gperetten, 
eines Johann⸗Strauß⸗Fyklus ufw. Es 
ſoll nicht unerwähnt bleiben, daß 
Wien auch feine Leſſing⸗Jentenar⸗ 
feier im Rahmen der Feſtwochen 


begeht, die mit einer Feſtauf⸗ 

führung von „Emilia Galotti“ 

ihren Höhepunkt erreicht. Zahl- Alter Hof 

reiche künſtleriſche Ausſtellungen, 

nationale und internationale ſportliche Deranftaltungen, dar- 
unter die beſonders bemerkenswerten Städtekämpfe Wien — 


Berlin im Tennis und Fußball, viele Volksfeſte, ein Alt⸗Wiener 
Roſenfeſt auf dem berühmten Kobenzi-Schloß, follen eine ebenſo 
reichhaltige wie würdige Umrahmung der künſtle⸗ 
riſchen Spitzenleiſtungen ſein. — So ſteht zu hoffen, 
daß auch die diesjährigen Wiener Feſtwochen den aus 
dieſem Anlaß zu erwartenden, zahlreichen Gäſten aus dem 
Auslande einen 
Beweis bieten, wie 
ſtark trotz allen 
Ungemachs und 
ſchwerer Schickſals⸗ 
ſchläge auch in dem 
deutſchen Stamm 
Öfterreihs die 
Brunnen volkstüm⸗ 
licher Freude und 
traditionellen Kunſt⸗ 
lebens ſtrömen. 


Belvedere (Kaskade mit Plaſtiken) 


Berlin als Kulturzenirum in der Kunst. 
Von Dr. Paul F. Schmidl. 


„Im Rahmen der Berlin-⸗Feſtſpielwoche“ geſchieht mancherlei: 
kaum eine Deranftaltung mit größerer Berechtigung als die Aus- 
ſtellungen, die Berlin und ſeine ſpezifiſche Kultur in der Malerei 
widerſpiegeln. Fremde und Einheimiſche (die es manchmal ebenſo 
nötig haben) erfahren hier Genaueſtes und Authentiſches von den 
liebenswürdigſten Seiten der nicht immer wohlwollend angeſchauten 
Reichs hauptſtadt. à 

Hat Berlin denn überhaupt je eine Kultur gehabt? wird man- 
cher nicht ganz Unterrichtete zu fragen geneigt fein. Denn um die 
Vergangenheit handelt es ſich: von der Kultur der Gegenwart ſollen 
ja eben die mannigfachen Feſtſpiele und Veranſtaltungen überzeugen. 


In die Vergangenheit aber führt die Ausſtellung „Hundert 
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Jahre Berliner Kunſt“ im Landesausſtellungsgebäude (Alt- 
Moabit), und ſie beantwortet tatſächlich jene Frage mit einem un⸗ 
zweideutigen Ja. 


Man wird ſich dort nicht bei der Abteilung der Lebenden auf- 
halten, die keinesfalls die heutige Spitzenleiſtung der Berliner Kunit 
repräſentieren kann, und ſogleich die Alten aufſuchen, die ein ſo 
ſtarkes, echtes lebendiges Bild von „einer Zeit, die längſt vergangen 
iſt“, aufrollen, daß man hier wahrhaftig das vielgeläſterte Berlin 
von Herzen lieben lernt. 


Oeiter als bis zur Biedermeierzeit reicht dieſe Schau allerdings 
nicht zurück, weil ſie den Anfangstermin naturgemäß 100 Jahre vor 
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der Gegenwart anſetzt. Aber gerade dieſe Epoche deutſcher Kultur 
hat überall ein fo liebenswertes Andenken an ihre noble Beſcheiden⸗ 
heit und geiſtige Selbſtändigkeit, daß ſie heute längſt ein Begriff für 
eine wahrhaft kulturgetränkte gute „alte Zeit“ geworden iſt. In 
Berlin zeigte ſie ſich, dem Charakter der Norddeutſchen entſprechend, 
herber und ſtrenger 
als z. B. in Wien 
oder München. Der 
weſensbeſtimmende 
Maler, der Menſchen 
und Dinge jener 
Jahrzehnte am über- 
zeugendſten darge- 
ſtellt hat, it Franz 
Krüger; feine 
Bildniſſe von Spon⸗ 
tini, Savigny, dem 
jungen Bismarck, den 
Königen, Prinzen, 
Gelehrten, Damen 
des Vormärz beſitzen 
nur in ſeltenen 
Fällen jene urbane 
Liebenswürdigkeit, 
die fein Reiterbild⸗ 
nis der Fürſtin Lieg⸗ 
nitz auszeichnet (de⸗ 
ren Charme auch von 
anderen Malern oft 
und gern gemalt 
worden iſt, A. 
Henning und 
Hopfgarten 
legen hier 
Seugnis davon 
. ab). Aber viel⸗ 
Blick von der Werderſchen Kirche leicht darf man 
Krüger nur als den äußerſten Exponenten jenes ſcharſen verſtändi⸗ 
gen, ganz unſentimentalen Berlinertums betrachten, deffen geſchätzte— 
ſtes Beiwort in der Gegenwart ſich „keß“ nennt. Es gibt eine Fülle 
von Darſtellern, die den Menſchen jener Feit eine eckige und halb 
verſchämte Grazie laſſen, wie der trefflihe J. E. Hummel, der 
Henriette Sontag beim Einkauf in einem Putzladen zeigt, oder 
Kaſelowskp, der Wilhelm Ermeler unter der Taſſoeiche in 
Rom malt, alſo in einer Situation, die den Großbürger aus dem 
Norden in enge Beziehung zur klaſſiſchen Bildung, zu Goethe und 
zu allen guten Geiſtern der ſüdlichen Romantik ſetzt. Vollends 
empfindet man bei den eigentlichen Bildnismalern um 1840, die 
Geiſt und Geſchmack ihrer prominenten Mitbürger verkörpern, einen 
höheren Schwung, den ihnen die Romantik der Jugendzeit unver- 
lierbar hinterlaſſen hat; jene Romantik, die in dem Hamburger 
Runge ihren einſamen Gipfel fand, die in Geſtalt der Nazarener 
die deutſchen Akademien neubelebte und ſpeziell in Berlin die 
Geiſtigkeit von Peter Cornelius als Mittelpunkt ſich erkor. Von 
ihrer Art ſind die großbürgerlichen Bildniſſe der Wilhelm 
Schadow, Marl Wach, Begas, Hopfgarten, Hen- 
ning beeinflußt; ihr beſtes Teil ift eine hohe Auffaſſung des 
Menſchlichen, ihre Form die unbedingte Klarheit der plaſtiſchen 
Erſcheinung. Ausläufer fand ſie ſchon in maleriſch gewandelter 
Seit, in Ed. Magnus, dem früheren Menzel und Steffeck; 
us ihnen ſpricht eine weiter ausgreifende Mentalität, ein inten- 
ie Gefühl für den Zufammenhang des Menſchen mit Luft und 
icht und feinem Milieu, die auf die ſehr anders geartete An- 
ſchauungsweif e des Impreſſionismus hinweiſt. 
Unmittelbarer und volkstümlicher äußert 
ſich der Geiſt der Epoche bei den Genre⸗ 
malern. das Genre iſt ſeit den böſen 
Seiten der Knaus und Grützner bei Men⸗ 
chen mit geiſtigen Anſprüchen diskreditiert. 
Indeſſen handelt es ſich in der Biedermeier⸗ 
zeit noch um Schilderung des wirklichen 
Volkslebens in ſeiner Urſprünglichkeit und 
echten Kraft, und dies läßt uns erfreuliche 
licke in das Alltagsleben unſerer Urahnen 
tun, wie es ſeither kaum mehr dargeſtellt 
worden ift. Theodor Hofemann geht 
allen voran; feine Bildchen geben eine Vor⸗ 
tellung des vormärzlichen Berlin, die un⸗ 
ſchätzbar iſt in ihrer Fülle von Humor und 
Leben: Kellerfneipen, Landpartien, Sonn- 
tagsreiter, beſoffene Blaumontagshelden, die 


Eduard Gärtner 


berühmten „Rehberger“ beim Männer⸗ 
tanz, Kegel- und Billardpartien, das 
Behagen des kleinen Mannes in der 
Schreberlaube, das Betuliche von fa- 


% 


Frühzug 


milien und Kindern der bravften Spießer verſteht er unver- 
gleichlich zu ſchildern; ein gille des Vormärz, in der Objek- 
tivität der Kleinleutemalerei von erſchütternd ſoziologiſcher Wir⸗ 
kung. Eine Stufe vornehmer erſcheint A. von Rentzell 
mit feiner „Abgehenden Poſt“, mit dem entzückenden Durch⸗ 
einander ſeines vom Sturzregen heimgeſuchten Marktgedränges 
auf dem Belle⸗Alliance⸗Platz, vor allem aber mit den reizenden 
Promenaden-Wagenausfahrten des Königs und der Königin: un⸗ 
fakbar liebliche Primitivitäten allerhöchſter Lebensformen. EIs- 
holt ſteigt noch weiter zu Manöver⸗, Sonntagsreiter- und Land- 
wehrmannsſzenen, Julius Schoppe zeigt das feierliche Sterbe⸗ 
lager Friedrich Wilhelms III. als eine höfiſche Zeremonie, die des 
grauſigen Kontraſtes nicht entbehrt, weil der Tod ſelber in das 
Swangskorſett der Familienhierarchie gepreßt werden foll. Am 
Ende ſolcher ſtolzen Reihe ſtehen W. Schütze mit einer aller- 
liebſten Waſſerpartie und Steffeck mit einer modern⸗-romanti⸗ 
jhen Hochzeitsreife, die beide uns das verlorene Bürgerparadies des 
19. Jahrhunderts in einer äußerſt liebenswerten Form heraufrufen. 

Das Schönſte und Wehmütigſte ſind aber eigentlich die An⸗ 
ſichten aus dem alten Berlin. Menſchen müſſen ſterben und mit 
ihnen Gebräuche und Frohſinn ihrer Zeit: daß aber die Anmut und 
Romantik einer ſchönen Stadt auch dahingehen muß, will uns 
ſchwer eingehen, wenn wir einmal Siena und Dinkelsbühl in ihrer 
Herrlichkeit wohlerhalten geſehen haben. Leider ift Berlin kein Idyll 
wie Rothenburg geblieben. Was von den Nachkommen, oft in völlig 
ſinnloſer Weiſe, am alten Stadtbild geſündigt worden iſt, erfahren 
wir aus den Anſichten aus der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts, 
die namentlich Ed. Gärtner, neben ihm Hummel, Blechen, 
Graeb, Hintze und noch Menzel gemalt haben. Vor allem 
Gärtners Bilder ſind 
unerſchöpflich an 
verſchollenen Köjt- 
lichkeiten aus dem 
älteſten Berlin zwi⸗ 
ſchen Linden und 

Jannowitzbrücke; 

Bilder von reinſter 
Kultur der maleri⸗ 
ſchen Darſtellung, 
von einer unerhör- 
ten Feinheit des Ge⸗ 
fühls für die archi⸗ 
tektoniſchen und die 
atmoſphäriſchen Be- 
ſonderheiten der Si⸗ 
tuation. Gärtners 
Bilder ſind nicht 
nur wertvoll wegen 
der verſchwundenen 
Koſtbarkeiten 


Emil Orlik 


10 Lützowplatz 
alter ; : 
Architektur in Berlin, die er uns aufbewahrt hat, fondern vor allem 
wegen der unvergleichlichen Wahrheit und Innigkeit ihrer Dar⸗ 
ſtellung, ihrer Sonne, ihrer luftumſpülten Mauerſchönheit. 


* Er * 


Will man das Berlin von heute kennenlernen, wie es fich in 
den Bildern der lebenden Maler ſpiegelt, ſo muß man ins Alte 
Schloß gehen, zur Ausſtellung der Deutſchen Kunftgemein- 
ſchaft „Das ſchöne Berlin“. In der Tat gibt es hier eine 


Art Parallele zu dem Bilde der alten Königsjtadt, wie fie fich bei 


Gärtner, Hummel, Hintze, Graeb ſpiegelt. Man ſieht, daß die 


heutigen Maler ein offenes Auge haben für die nicht leicht zu ent⸗ 


deckende Schönheit der modernen Großſtadt. 
Das alte Berlin ift relativ einfach ins Bild- 
mäßige zu überſetzen. Aber die moderne 
Geſchäftsſtadt zu malen und ihr Sichtbares 
ins Symboliſche zu erhöhen: das iſt eine 
ſchwierige Aufgabe. Ihr werden Künftler 
wie Orlik, Annot, J. Wetzel, 
Meid, Jacobi, v. Sitze witz in 
vornehmer Weiſe gerecht; Wunder wald, 
Fritſch, Barczynski, Deierling 
in kälterer, ſachlicherer Form. Am beſtimm⸗ 
teſten treffen das Weſen der modernen 
Großſtadt Bato im Ausſchnitt der ganz 
modernen funktionaliſtiſchen Bauweiſe von 
Mendelſohn, Krantz mit einer kri⸗ 
ſtallklaren Formulierung des Potsdamer- 
platz⸗Raumprobleme und Nerlinger, 
der das techniſche Wunderwerk einer mo- 
dernen Großſtadt ſymboliſch ver⸗ 
einfacht in der klaren Syſtematik 
feines konſtruktiviſtiſchen Bildes „Früh⸗ 
zug“. : 


Nerlinger 
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Geſchäftliche Mitteilungen. 

Erlebniſſe ſchöner Stunden in der Erinnerung feſtzuhalten, iſt wohl 
der Wunſch eines jeden Menſchen. Die beſte Möglichkeit hierzu ſind wohl⸗ 
gelungene Fotografien. Wieviel Freude und wieviel ſchönes Nacherleben 
bereitet es doch ſpäter, wenn man ſich die während einer Reiſe, beim 
Sport oder anderen Gelegenheiten ſelbſt aufgenommenen Fotografien be⸗ 
trachten kann. Darum ſchaffe ſich ein jeder einen guten preiswerten 
Foto⸗Apparat an. Die Firma Abeo G. m. b. H., Berlin SW 68, Koch⸗ 
ſtraße 73, bietet Ihnen nun die günſtige Gelegenheit, ſich ohne viel Geld⸗ 
ausgaben einen erſtklaſſigen Foto⸗Apparat zu re verlangt fie doch nur 
eine Teilzahlung von 1,75 M. wöchentlich an. ie tun gut daran, wenn 
Sie ſich umgehend einen Fotoſpezialkatalog dieſer Firma beſorgen und un⸗ 
verzüglich an Hand dieſes Kataloges zum Kauf eines Foto⸗Apparates bei 
der Firma Abco G. m. b. H. ſchreiten. Günſtig für Sie ift noch, daß dort 
gleichzeitig ſämtliche Amateurarbeiten und koſtenloſe fachmänniſche Be⸗ 
ratung in allen vorkommenden Fällen vorgenommen wird. 


Eine Nordlandfahrt für RM. 140.—. Wie aus der Anzeige in der gleichen 
Ausgabe hervorgeht, veranſtaltet die Hamburg-Süd auch in dieſem Fahre wieder 
einige Nordlandfahrten mit ihren bekannten Motorſchiffen der „Monte“-Klaſſe. 
Folgender Plan iſt N 1. Fjorbreiſe nach den ſchöͤnſten Fjorden von Süd- 
weſt-Norwegen vom 6. bis 14. Juli. Mindeſtpreis 140.— NM. 2. Zwei Nordkap- 
reiſen über die ſchönſten Fjorde nach dem Nordkap vom 3. bis 18. Juli und vom 
20. Juli bis 4. Auguft. Mindeſtpreis 270.— RM. 3. Zwei Spitzbergenreiſen vom 
17. Juli bis 7. Auguft und vom 8. Auguft bis 26. Auguft nach der Wunderwelt von 
Spitzbergen über das Nordkap und auf der Hin- und Rückfahrt über beſonders 
ſchöne norwegiſche Fjorde. Mindeſtpreis 520.— RM. — Die Fjordreiſe führt in 
die ſchönſten Meeresbuchten von Südweſt-Norwegen. Auf den Ausflügen wird 
u. a. Stalheim im Näröfjord beſucht. — Die Nordkapreiſen führen die Touriſten 
durch Fjorde und die Welt der Lofoten nach dem Nordkap, Europas Nordſpitze. 
Eine ähnliche Route ſchlagen die beiden Spitzbergenfahrten ein, die aber außer der 
Kenntnis von Norwegen auch noch den Beſuch von Spitzbergen vermitteln, ja bis 
an die Grenze des Packeisgürtels führen, von wo es kein Weiterfahren mehr gibt. 
Spitzbergen iſt ein ganz eigenartiges Land. Dolomiten- oder Alpenſzenerie in fpiegel- 
glatte See getaucht. Gletſcher von größten Ausmaßen, die in windſtille Buchten 
ſtürzen. Steinhalden, die mit Alpenwieſen voll bunter Blümlein hart neben 
ſchroffen Felswänden abwechſeln. Totenſtille, nur dann und wann das Schreien 
von Seevögeln. Wenige Menſchen leben auf Spitzbergen, nur Bergleute und im 
Winter Pelzjäger. Dahingegen iſt Norwegen bevölkerter und lieblicher in der Natur. 
Grüne Matten wechſeln in den Tälern ab mit Feldern und blumenüberſäten Wieſen, 
Waſſerfälle brauſen und donnern ſchäumend herab, Birken und Heckenroſen umſäumen 
Wege und Felsabhänge, und über all dieſem Zauber der nordiſchen Alpenwelt 
lagert himmliſche Ruhe, fernab jedem Menſchenlärm und Maſchinengetöſe. So 
bedeutet eine Nordlandfahrt Schauen ungeahnter landſchaftlicher Schönheit, aber 
auch Ausſpannung und Erholung. 


Eine Zierde Ihrer Wohnung ift immer wieder ein guter Teppich. Da aber 
der Kauf eines Teppichs ſtets eine große Vertrauensſache iſt, muß die Wahl des 
Verkäufers ſorgfältig getroffen werden. Auf Grund eigener Erfahrung können wir 
unſeren verehrten Leſern aufs wärmſte die allerorts bekannte Fa. Teppich- Vogel, 
Berlin, Potsdamer Straße 14, empfehlen. Die Berliner Herrſchaften werden zu 
einem unverbindlichen Beſuch der reichhaltigen Lager in der Potsdamer Straße 14 
eingeladen, während auswärtige Intereſſenten die Kataloge einzufordern belieben. 
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RM.140.- = 
eine Nordlandreise 


l. NORDKAPREISE 
mit M.-S. „Monte Olivia“ vom 3. bis 18. Juli. Fahrpreis 
einschl. voller Verpflegung.. . . von RM. 270. an 
H. NORDKAPREISE 
mit M.-S. „Monte Olivia“ vom 20. Juli bis4. August. Fahr- 
preis einschl. voller Verpflegung von RM. 270.- an 
FJORDREISE 
mit M.-S. „Monte Cervantes“ vom 6. bis 14. Juli. Fahr- 
preis einschl. voller Verpflegung von RM. 140.- an 
1. SPITZBERGENREISE 
mit M.-S- „Monte Cervantes“ vom 17. Juli bis 7. August 
Fahrpreis einschl. voller Verpflegung von RM. 320.=an 
u. SPITZBERGENREISE 
mitM.-S. „Monte Cervantes‘ vom 8. bis 26. ust. Fahr- 
preis einschl. voller Verpflegung von RM. 320. an 


KOSTENLOSE AUSKUNFT UND DRUCKSACHEN DURCH DIE 
Hamburg-Südamerikanische Dampfsch 
HAMBURG 8 H 0 z 
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BRÜCKESB 


SCHWARZ-ROT-GOLD 


Kulturhistorischer Beitrag zur Flaggenfrage 
mit 16 Abbildungen, in festem buntfarbigen Einband 


Von Ernst Jäger 


ab a ANODE, 


— 


161 Reichshaushalt und Volkswirtschaft 1924—1928 

162 Die Reparationen — Deutschlands Schicksalsfrage 
. 163 Die Kraftwirtschaft in Deutschland 
. 164 Öffentliche Finanzwirtschaft 

165 Rüstung oder Abrüstung ? 

166 Wohnungsnot und Mieterschutz 

167 Schlesien 

168 Der Handel und seine volkswirtschaftliche Bedeutung 
. 169 Öffentliche Verwaltung 
. 170 Das deutsche Handwerk 

171 Deutschland u. die internationale Schiedsgerichtsbarkeit 
. 172 Aufbauarbeit der Deutschen Reichsbahn 
. 173 Ostpreußen 
. 174 Der Kriegsächtungspakt 
. 175 Jugoslawien 

176 Öffentliche Einnahmen und Wirtschaft 
122 (Neuauflage) Österreich seit 1918 

Finanz- und Wirtschaftsprobleme der Gegenwart 
70 (Ergänzte und erweiterte Neuauflage) 
Die Deutschen außerhalb der Reichsgrenzen 


Fundgrube politischen Wissens! 
Werkzeug wirtschaitskundlicher Belehrung! 
Quelle staatsbürgerlicher Bildung! 


Der Band in Halbleinen 224 Seiten kostet RM. 7,50 


Ohne sich um den politischen Streit der Meinungen über die Flaggenfrage 
einzulassen, behandelt das mit interessanten historischen Abbildungen aus- 
gestattete Büchlein die Verwendung der Farben Schwarz-Rot-Gold als 
Wahrzeichen des alten Deutschen Reiches von den Tagen Kaiser Ottos II. 
und Friedrichs I. Barbarossas bis zu den Befreiungskriegen und den sich 
anschließenden Kämpfen um die Einheit der deutschen Nation. — 
(Bayrische Beamtenzeitung) 
Man wünscht das Heft, das zudem mit einer Reihe seltener Bilder aus 
der deutschen Volksbewegung geschmückt ist, in recht viele Hände. 
(Königsberger Hartungsche Zeitung) 
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Bad Schiwarzburg nu. Wata) 


die Perle Thüringens 


Hotel: Schhwarzburger Hof 


Altbekanntes Haus I. Ranges im Zentrum des Kurortes 

Herrliche Lage / Freundliche, gut eingerichtete Zimmer 

Reichliche, beste Pension / Eigene Forellenfischerei 
Während der Saison KONZERTE 


Anfragen erbittet N. Luckas, Hotelier 


| Wasserschläuche 


und Zubehörteile 


kaufen Sie in 
erprobten 
Qualitäten bei 


Engf 4 Wolf 


Berlin NA, Gartenstraße 100 
Norden D 1, 341 und 121 85 


| Gute "a Verlangen Sie kostenlose Einsendung 
ist bi l l i U i x der Preisliste H 


Hermann Mallwitz 


Malermeister 


Berlin N 20, Koloniestraße 139, Telephon: Hansa 7384 
Ausführung sämtlicher Malerarbeiten 
Neubauten, Renovierung von Wohnungen 

Fassadenanstriche, Treppenflure und Geschäftsräume 


Sonder Angebof 


Bouclé- W Axminster-® Velour- 


Lane 


wein 


Feine 


nur direkt von 
Erich Müller 
Weinbau u. Welnkellerei 
Nierstein a. Rhein 
(Inh. d. F. Weingut 
Geschw. Strub). 


— Arten, y 


Diese 6teilige Schreib- 
zeuggarnitur, Plattengröße 
27x16cm, ist für M. 12,75 
a. weißem Harzerstein, für 
M.15,75 a. dunkl. Thüringer- 
stein ab Verkaufslager — 
Versand nur geg. Nachn, zu 
haben. M. E. LEFELD, 
Hamburg 36, Z Postf. 154/3 


klebt, leiml, kitel Alles 
Abessinierbrunnen 


kann jeder 
selbst aufstel- 
len. Manschet- 
ten u. Klappen 
sow. sämtliche 
Ersatzteile, für 
alle Pumpen 
passend, sofort 
lieferbar. 
Illustrierte Preisliste gratis. 
A. Schepmann, Pumpen- 
fabrik, Berlin N 300, Chaus- 
seestraße 88 


Moselwein ...? 
dann nur 
von der Quelle! 


Weinkellerel Schmitgen 
Berncastel 60 (Mosel) 
Laufende Anerkennungen, 

Teilzahlung. 
z. Zt. bes. empfehlenswert: 
27er Mehringer Pichter 1,30 
Zeller schwarze Katz .1,40 
Cueser Rosenberg. . ‚1,60 


Ferner: 
Rotwein 1,25, Bowlen- 
Wein 1,— (Faß wein 1,30), 


in 12 er, 20 er, 25er u 30er 
Kisten, Glas leihw. od. 0.20 
po Fi. Sofort bestellen 
und Preisliste verlangen. 


Mit bestem 


ERFOLG tiroler maus rah. 


r ® 


Feldberg 


(Mecklk.) 
Mecklb.-Strelitzsche Schweiz 


Berlin Stett. Bhf. — Neustrelitz — Feldberg 
Die Perle im Lande der Seen und Wälder. 
Auskunft Verkehrsverein. 


Bad Hersfeld (Bezirk Kassel) 


Zuffusbrunnen 
heilwirkend wie Karlsbad bei 
Magen-, Darm-, Leber-, Gallen- und Stoffwechsel- 
erkrankungen (Zuckerkrankheit, Gicht, Fettleibigkeit) 


Wasserversand d. d. Lullusbrunnen-Gesellschaft m. h. l. 


Kur zeit: Mai bis September 


Blankenburg 
(Thüringen) 
Kurhaus Chrysopras—Löscheshall 


direkt im herrlichen Schwarzatal gelegen. 


Erstes Haus am Platze. Erstkl. Pension ab 
M. 7.—. Eigene Jagd und Forellenfischerei, 
Garagen. Telefon 303 


Steinach 


am Brenner 


(Tirol) 1050 m. 
Schnellzug-Station 4½ Std. v. München 
Herrlicher Frühlings-und Sommer- 
aufenthalt mit viel Höhensonne, 


keine rauhen Winde, Schwimmbad, prachtvolle 
Waldspaziergänge in nächster Nähe, Ausgangs- 
punkt für Hochtouren in die Zillertaler und 
Stubaier Alpen, sehr gute Unterkunft und 
Verpflegung bei vollem Pensionspreis in der 
Vorsaison Schill, 8 bis 12.—, Hauptsaison 
Schill, 9 bis 14.—. 
Auskünfte und Prospekte durch den Verkehrs- 
Verein, die einzelnen Häuser und durch Scherls 
Reisebüro 


Hotel Steinbock 
Hotel Steinacher Hol 
Gasthoi zur Post 
„ um,, Wilden Mann“ 
„ zum „Weißen Rößtl“ 
„ zur Rose 
zum Kramer 


a e 2 2 
Teppiche $ Teppiche i Teppiche inserieren 
ca. 140x200- 40x200 RM 31 0x200 Er Marte: Thii 
e ee e eee 750 8 Bäder Thüringer xwe | @Kugelkäise® 
«« 200x300 „ 68 „ 200x300 „ 61 , 200x300 80 9 fl 2181.0 Pf. 8 8 
m 250x350 — 300 „2501350 96 250x350 121 Kurorte aumenmus) 0 be 3.5 F 
5 9 m. . 8 n Ei 
5 4 e l. u. Tour- i alität, und- . Nortorf 5 
Mana kr; Orais, . — 5 u. Hotels, Bimer? 105 3.75 ab bier Nachn. = 
eae to er, aumenmus - = 
LINOLEUM TREPPENLAUFER Pen sion en | fabrik,Schkölen l. Thür. 136. „BACCHUS“ 
e a ania Te III e conte | e. 
3 e „ 17.— n 
ufer. Vorlagen u. Tepp | U. S. W. . N Sir SCHRÄNKE 
EPPICHVOSE AR e Togo PREISLISTE 
e % D n u. viel. 
Gegründet 1899 Berlin-Potsdamer Str. 14 NahePotsd. Plotz H . t di and, selt, Länd. tn. M. 2.98 JOH. NIC. 
2 . . a . . 
Bei Barzahlung 7 % Kasse-Rabatt auf Originalpreise, eima ıenst ratla, UD. ROHR, te s 


ausgenommen Linoleum- und Marken- Artikel 


nnr | BerlinN 18, Friedrichstr. 131d 


207 


Der Heimatdienſt 


42.000 Leser 


22000 Sins tünrend beugen 
10000 
5000 brass 
2000 Prominente aus dem 


politischen, wirtschaftlichen und 
geistigen Leben 


Amtsstuben, Konferenzzimmer, 
Lesesäle 


42000 Leser 


mit bestem Einkommen, und 
daher genügend kaufkräftig, 
werden vom 


Heimatdienst 


regelmäßig erfaßt 


Lehrer aller Gattungen 
innerhalb 


dazu etwa 5 000 


Bäder-, Reise-, Verkehrs- und Geschäfts- 
anzeigen haben im Heimatdienst durch- 


schlagenden Erfolg! 


Gewaltiger 


Preisabbau im Buchhandel 


Durch Herausgabe 
gaben von: 


5 : vollſtändiger und ungekürzter Aus⸗ 
Wir liefern auf 
Wunſch 


3 


der nebenſtehend. 
ſehr billigen in 
Ausſtattung u. 
Preis unüber⸗ 


Ganghofer, Schloß Hubertus, 2 Bände in 
einem Ganzleinenbande gebunden, bei einem 
Umfang von 512 Seiten auf beſtem bole 2 8 5 
d e 2 ve HUN 0 
(Bisheriger Ladenpreis 8.— Mark) 
Ganghofer, Martinsklauſe, 2 Bände in einem 
Ganzleinenbande gebunden, bei einem Um⸗ 
fang von 517 Seiten auf beſtem holzfreien 2 85 
e 


Papier i aeaa a re an a un AE 
(Bisheriger Ladenpreis 8.— Mark) 


e Scherer, Geſchichte der deutſchen Literatur, 
ee 3 Vollſtändige Ausgabe in einem Ganzleinen⸗ 
3. band gebunden, bei einem Umfang von 2 85 
leinen gebunden 831 Seiten auf beſtem holzfr. Papier nur & 


(Bisheriger Ladenpreis 12.— Mark) 
Die Halbleder-Ausgaben dieſer Werke koſten je 3.75 Mark, 
die Ganzleder⸗Ausgaben je 4.80 Mark. 
— Die Lieferung erfolgt porto⸗ und verpackungsfrei! — 
In gleicher Ausſtattung und zum ſelben Preiſe erſchienen: 


. Das letzte Kapitel, 525 Seiten — 
alsworthy, Jenſeits, 318 Seiten — Big- 


zum Geſamtpreis 


8.55 


; Zahlbar auch mard, Ged anten BR Erinnerungen, 

e. aein Wir liefern auch a eg zu den gleichen 
Porto: und Deutſche Beamten ⸗ Buchhandlung 
ver⸗ Anſtalt desDdeutſchen Beamten⸗Wirtſchaftsbundes 
vackungsfrei H Bestellschein: Bann Buefhen digg, bur 
, ee 
Juli 1929 zum Preise von gegen Monatsraten A................. 
„DS Wert . Postsoneckkonts: Berlin 184721 — toi 
adn pa 95 DIR Re le (Erfüllungsort Berlin-Mitte). 
werden! is nn ð ͤ y ß n a 


ndr A E D 


S800 


Fenstes Aa 
Pflaumenmus 


wohlschmeckend u. gesund, 
garantiert rein, mit Zucker 
eingekocht. 10 Pfd.-Eimer, 
Postkolli 3,75 M., 25 Pfd. 
Bahnkolli 8,50 M., Fässer 
mit 35—140 Pfd. à Pfd. 
0,34 M., Vierfruchtmarme- 
lade, f. Qual., 10 Pfd.-Eimer 
5,50 M., ff. Rübensaft, beste 
Qualität, 10 Pfd.-Dose3,15M, 
Preise ab hier, gegen Nachn. 
HEINR. ECKSTEIN Kon. 
servenfab./MagdeburgN.450 


SOS 


Nur Zivil- und Staats-Beamten 
und Leuten mit festem Einkommen 


liefern wir seit 1884 direkt ab unserer Fabrik 


Oberbetten, 


Unterbetten, Plumeaus und Kissen 


streng diskret auf ½ Jahr Ziel, gegen monatliche Ratenzahlungen, 

erste Zahlung 1 Monat nach Lieferung zu unseren streng festen Kassa- 

preisen. Jedes Bett wird nach Wahl der Bettfedern und Stoffe für 
jeden Kunden besonders angefertigt. 


Keine billig., minderwert. Nahnahmebetten 
1 


Küchenherde für Kohle und Gas, Aus- 
gußbecken, Abwaschtische, Eisschränke 


W. Pilugmacher 
Berlin SW 68, Kochstraße 18. Dönhoff 5401 


3. Viele Kunden schreiben, daß solch gute Betten am eigenen Platze 
zu diesen Preisen nicht zu kaufen sind. 
Obige drei Angaben sind amtlich geprüft und notariell bestätigt 


Gebr. Passmann A.-G., Köln 149 


Trierer Str. 13 


Größtes Spezialhaus Deutschlands in nur Oberbetten, Unterbetten, 
Plumeaus und Kissen, / Gegr, 1884. — Da wir weder Reisende noch 
Agenten haben, zahlen wir keine Provisionen usw, und Sie haben dadurch 
den Nutzen und außerdem Gewähr für strengste Verschwiegenheit. Be- 
stellen Sie daher in Ihrem eigenen Interesse. Muster und Preisliste 
gratis. Auch Sie werden bestimmt unser Kunde, 


Vereinigte 
Krankenversicherungs- 
Aktiengesellschaft 


(vorm. Gedevag, Kosmos u. Selbsthilfe) 


Aktienkapital 5 Millionen RM. 
Reserven über 4 Millionen RM. 
Versichertenbestand über 400 000 


Krankenversicherung mit 
Gewinnbeteiligung! 


Vertragsgesellschaft vieler großer Verbände 


Vollständig freie Arztwahl! 
Kein Krankenschein und keine Krankmeldung! 
Keine ärztliche Untersuchung bei derAufnahme! 


Hohe Leistungen bei Arzt-, Arznei-, Operations- 
und Krankenhauskosten! 
Zahnbehandlung und Zahnersatz! 


Wochenhilfe! Hohes Sterbegeld! 


Bei Unfall sofort Anspruch auf die Leistungen! 


Verlangen Sie kostenlos und ohne jede Ver- 
bindlichkeit Prospekt und Aufnahmeschein durch 


OTTO MACK, Berlin 017 


Am Ostbahnhof 12 
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